Der geheime Staatsstreich am 8.12. 2010 - staatenlos und 
entrechtet in das 4. Reich der Europäischen Union 

Juristische Vorbereitung der kriminellen Aktion: 



Gesetz zur Reform des Staatsangehörigkeitsrechts vom 15. Juli 1999 mit Inkraftsetzung 
01 . 01 . 2000 . 

Am 8.12.2010 erfolgt daraufhin der geheime Staatsstreich durch den 
Bundesgesetzgeber der Bundesrepublik Deutschland, die auch eine Urkundenfälschung 
(Datumfälschung zur Täuschung: 05.02.1934 auf dem 22.07.1913 geändert) im 
Staatsangehörigkeitsgesetz beinhaltet. 

Dazu wurde am 08.12.2010 das Fundament der deutschen Staatsangehörigkeit, die 
(unmittelbare) Reichsangehörigkeit ersatzlos beseitigt (gestrichen). 

Die unmittelbare Reichsangehörigkeit ist die unmittelbare deutsche Staatsangehörigkeit - 
beides ist ein und dasselbe! 

(Beweis gesetzliche Grundlagen: RGBL 05.2.1934, Neues Staatsrecht - Staatsgrundgesetz des III. 
Reiches von 1934, Seite 54, Verweis Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG 5.2. 1934 (z.Zt. verfälscht 
22.07.1913) Bundesgesetzblatt Teil III vom 01. August 1959, Gesetz zur Reform des 
Staatsangehörigkeitsrechts vom 15. Juli 1999 und das Bundesgesetzblatt Teil I Seite 1864 
08.12.2010) 

Durch diesen Vorgang wurde ab dem 08.12.2010 jeder Bürger der BRD mit der deutschen 
Staatsangehörigkeit und der NS- Glaubhaftmachung *DEUTSCH* staatlos und durch die sog. 
unmittelbare Unionsbürgerschaft doppelt staatenlos! 

(Beweis unmittelbare Unionsangehörigkeit = Mitgliedschaftsverhältnis - Nichtstaatsangehörigkeit und 
Welt - Bürgerschaft - Der Unionsbürger von Christoph Schönberger) 

Der Artikel 16 Grundgesetz FÜR die Bundesrepublik Deutschland wurde am 08.12.2010 
durch täuschen beseitigt. 

Die BRD vollzog diesen geheimen Staatsstreich und hält die beseitigte deutsche 


1 



































Staatsangehörigkeit von 1934 durch die NS- Glaubhaftmachung ‘DEUTSCH* von 1934 und 
durch Ausgabe der Nazi- Staatsangehörigkeitsausweise in ihren Ausländerämtern, 
Staatsangehörigkeitsbehörden und Einbürgerungsbehörden künstlich am Leben. 

(Beweis aktuelle staatenlos- Gerichtsbeschlüsse Amtsgericht Goslar, Amtsgericht Langen, Amtsgericht 
Vechta) 

Konsequenzen: 

Durch die Streichung der Reichangehörigkeit im deutschen Staatsangehörigkeitsgesetz 
(STAG) wurde das bundesdeutsche Personal hinterlistig STAATLOS gemacht. 

Das von Adolf Hitler ab 1934 gleichgeschaltete ‘DEUTSCHE VOLK* wurde damit vollständig 
entrechtet und entmachtet, um es für die faschistische Neue Welt Ordnung vernichten zu 
können. 

Das bedeutet Roma - und Sinti - Status Vogelfrei = keine Rechte und kein Eigentum 
besitzend, vogelfreie Menschen können überall ungestraft verfolgt und getötet werden. 

Die Bundesrepublik Deutschland und alle Ihre Organe haben durch Staatlosigkeit ihre 
Legitimation verloren und sind juristisch GESCHÄFTSUNFÄHIG. Alle nationalen und 
internationalen Verträge, die mit der Bundesrepublik Deutschland geschlossen worden sind, 
sind dadurch gebrochen und nichtig. 

Dieser Zustand wird auch aufgrund bereits wiederholter Beschlüsse zur Staatenlosigkeit von 
bundesdeutschen Gerichten untermauert. 

Durch den damit hervorgerufenen Stillstand der Rechtspflege/ Rechtsbankrott herrschen 
heute in Deutschland Anarchie und chaotische Zustände! 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich durch die eigene Staatlosigkeit selbst jeglicher 
Legitimation beraubt und staatrechtlich das Genick gebrochen. Es handelt sich um einen 
globalen Generalbetrug der Bundesrepublik Deutschland. 

Heute existiert in Deutschland ein religiöser Glaube an die staatlose NS- 
Gleichschaltungskolonie ‘DEUTSCH* von 1934. 

Wenn die BRD - Sklavenkolonie des 3. Reiches in das 4. Reich-Projekt ‘Europäische Union* 
(EU) endgültig aufgegangen ist, hat der geheime Staatsstreich funktioniert. 

Ca. 85 Millionen Personalangehörige werden in der BRD vom Faschismus getäuscht und 
danach vom EU- Faschismus existenziell vernichtet. 

Das ist de facto Völkermord - ausgeführt durch die faschistischen Verschwörer. 

Der Höhepunkt der Integration 

in der BRD ist, wenn ein Ausländer (Migrant) seine kostbare Heimatangehörigkeit aufgibt und 
dafür über die Unionsbürgerschaft auf verbotenen nationalsozialistischen Recht basierte 
doppelte STAATENLOSIGKEIT erhält. 

Die staatlose Bundesrepublik Deutschland führt heute im Zentrum von Europa die Nazi- 
Kolonie von Adolf Hitler unter illegal hinterlistiger Anwendung der Nazi- Glaubhaftmachung 
‘DEUTSCH* von 1934 und der Nazi- Gleichschaltungsgesetze/ Nazi- Gesetze weiter. 

In den BRD- Einbürgerungsbehörden/ Ordnungsämtern werden immer noch unter Täuschung 
die Staatsangehörigkeitsausweise mit der deutschen Nazi- Staatsangehörigkeit von Adolf 
Hitler für 25 Euro nach dem Nazi- Einbürgerungsgesetz von 1935 an die Menschen 
ausgegeben. 

Geheimprojekt Staatenlosigkeit in der faschistischen Weltkolonie 

(Zusammenfassung) 
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Das vom BRD- Gesetzgeber gefälschte Staatsangehörigkeitsgesetz (STAG) von 1934 


Ein Service des Bundesministenums der Justiz und für Verbraucherschütz 
in Zusammenarbeit mit der Juris GmbH - www.juris.de 


Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG) 

StAG 

Ausfertigungsdatum: 22.07.1913 
Vollzitat: 

"Staatsangehörigkeitsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 102-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. November 2014 (BGBl. 15.1714) geändert 
worden ist” 

Stand: Zuletzt geändert durch Art. 1G v. 13.11,201411714 

Fußnote 

(+++ Textnachweis Geltung ab: 1.1.1980 +++) 

Überschrift: Bezeichnung idf d. Art. 1 Nr. 1G v. 15.7.199911618 mWv 1.1.2000; Buchstabenabkürzung eingef. 
durch Art. 1 Nr. 1G v. 15.7.199911618 mWv 1.1,2000 

§1 

Deutscher im Sinne dieses Gesetzes ist, wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. 


Urkundenfälschung im Gesetz: Es wird im Staatsangehörigkeitsgesetz (STAG) von 1934 vom 
bundesdeutschen Gesetzgeber das Datum aus dem Reich- und Staatsangehörigkeitsgesetz 
(RuStAG) vom 22. Juli 1913 betrügerisch täuschend angegeben! 

Die seit 1934 vom StAG überlagerte RuStAG des deutschen Kaisers Wilhelm II. wird von der 
Bundesrepublik Deutschland bis heute NICHT angewendet! 

Grundsatz des RuStAG: Im deutschen Kaiserreich galt grundsätzlich das lus Sangiunis. Denn bereits Paragraf 
1 regelte, wer unter dieses Gesetz fiel: 

„§ 1: Deutscher ist, wer die Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaat oder die unmittelbare 
Reichsangehörigkeit besitzt.“ 

- § 1 RuStAG vom 22. Juli 1913 

Wie bereits bei den Vorgängern wurde die mittelbare Reichsangehörigkeit über die Staatsangehörigkeit eines 
Bundesstaates (§ 3 RuStAG) definiert[4], „Deutscher“ war auch hier, wer Braunschweiger, Preuße, Anhaltiner 
oder Bayer war. 

Folgendes Bild: Auszug aus dem originalen kaiserlichen RuStAG vom 22. Juli 1913: 

"Deutscher ist, wer die Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaat (§§ 3 bis 32) oder die 
unmittelbare Reichsangehörigkeit (§§ 33 bis 35) besitzt. 

Das originale Reich- und Staatsangehörigkeitsgesetz (RuStAG) von 1913 
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9^eid)S=(S5e(e£Matt 

1913 . 


JVr. 46. 


3nbalt: SRcvdjl* nnt S ti J tl *n flt & fing f I LUflf U »■ 3. *9* — 0rjrf jut *^Vib#riin e M 

wttf(Arctyrfrtyt* irtJ trrrtfjcnb Sntefnit^fii fctc fÜcbreftii^t* rem 11* 55<&ruJ5t iSttä. 

»«3, — 0#f rij fcfHcffeaD *il Ättfcminfll $*»*** 3. mt* 


(9tr. 4263.) 9¥d£G*V imb 3raai5i3iigt$öriflftU*0eftfl, ^3cm 22* ^ufl 1913* 

SBir 2BiÜ)dtlV fron ©ottcö ©naben 3>utfcbcr: 5?aifer, Stöntg 
L'Dit fßreujjen X. 

'Drrinfcnfn im 9t amen be3 DteidiS, nact> etfoffltec SiifKniniuntj ^ e »* Suntrtrat# 
unb be3 ateit^ätaflä/ iras felgt: 

etftee 9 (£’fcf>nitt. 

ZUIcccmiin« ^orfebrif ten. 

S 1- 

‘Deutft^et iß, »er bie Stoat^ange^otigfeit in einem 33unbf8flaat (§§ 3 
bif 32) obet bir tmnrittrlfcare fRcidjSangctyßtigfcit l§§ 33 t'i§ 33) beß^t. 


Zur Erinnerung: Der Terminus „Reichsangehörigkeit“ ist eng mit dem Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetz von 1913 verbunden, welches am 1. Januar 1914 in Kraft trat. 
Die Reichsangehörigkeit wird zum einen in eine mittelbare und zum anderen in eine 
unmittelbare unterschieden: 

1 . Mittelbare Reichsangehörigkeit oder direkte Reichsangehörigkeit: Diese wurde über 
die Staatsangehörigkeit in einem deutschen Bundesstaat erworben und ward benötigt, 
dass ein Preuße beispielsweise in Bayern nicht zum Ausländer wurde. Da die 
mittelbare Reichsangehörigkeit seit 1914 nicht mehr nach zehn Jahren 
Auslandsaufenthalt verfiel, galten auch Kolonialdeutsche als Reichsdeutsche. Als 
solche besaßen sich alle staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten. 

Zur Zeit der Weimarer Republik war die Länderzugehörigkeit in einem Land der 
Republik für deren Erwerb der „deutschen Staatsangehörigkeit“ erforderlich war. Am 5. 
Februar 1934 wurde sie aufgrund einer Führerverfügung Adolf Hitlers zugunsten einer 
einheitlichen Staatsangehörigkeit gestrichen. 

2. Unmittelbare Reichsangehörigkeit oder indirekte Reichsangehörigkeit: Diese wurde 
1913 ins Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz eingeführt und definiert die 
Staatszugehörigkeit einheimischer Völker der deutschen Schutzgebiete zum 
Deutschen Reich. Unmittelbare Reichsangehörige unterstanden in einem 
„Schutzverhältnis“ zum Reich und hatten diesem gegenüber zahlreiche Pflichten, doch 
besaßen sie nicht das Wahlrecht im Reiche. Im Ausland jedoch besaßen sie den 
Schutz des Reiches und wurden von diesen dort wie Inländer gehandhabt. 
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Gesetz über die Erwerbung und den Verlust der Bundes- und 
S taats angehöri gke it B u S tA G (Inland) 

vom 1, Juni 1 870 


geändert durch 

Bundes ge sclz vom 21 . Juli 1870 (BGBl. S. 49S) 
ReichügcsetzcÄ vom 22. \|>ri! 1871 (RGBL S, 87) RuStAf d flnbiiitl) 


&A 


Reictisgeselz vom 2.0. Dezember 187^ (RGBl. S, 324) 
[iiniuhrungsgüsctz zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 3 8. August 1806 (RGBL S. 604) 


Wir, Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen, verordnen im Namen des 
Norddeutschen Bundes, nach erfolgter Zustimmung des Bundesrates und des Reichstages, 
was folgt: 

§ 1. Die Bund es an gehör igfceit (1871 Reit hsiin gehörig keif) wird durch die 
Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaate erworben und erlischt mit deren Verlust. 


9tcid)s=65cfc|b[att. 


äabxgang 1913. 


.m 46, 


AoStfOS- 

. &z 


S. sh 3 , - - ©cNj. jur ^LtiLitr^infl 5 e& 

u.LiLtüräcfeijüJ i t>r4 Jut;cfft]Lb ätLfctEtiiiflm Irr toem 11. 1S8S. 

s. Ef3. — ® e ( c #.f Öetwffnafc i>i.e ÜrtbEniFn jtTjeicr !?i*iflj3iit^aioa£Ih:eiit! ®. 59 - 7 . 


(fftc. 4263,) yi'ddj-s^jucCf iSmfifSiiTtflf^BijtjCtLiageFelj, Sem 22. ^jrh 1913 

sVr> r „ n . f , r «i 

aßtlbclnt/ Don ®ütlcö ©naben -Deutfc^er .R'aifer^ ßönig 

toon Spceujjen jc. ;*»«.[ 

üerorbnen im tarnen be§ SJtetcfjS, nach «fofgter Suflimmung te§ SSim&ütfratS n&scs l 
unh bt§ Slft^0tacj^ rcn§ folgt: ' . . 

R iff,«4 » v 

Üt6 J’d&nitt* 

^CUgetnibw: X>orfc^riff£n 

§> 

©eiitfdjfir tfi, föer btt ©tentgnngitfjöriqfrEt in einem SBuube^fLmt (GS 3 
biB 32) ober hie inmiütdbmce ? (|§ 3H Gi3 35) 


13 . äsa 
505 


■■sim Ft ; ft ij,^ f R tä.sAi 

y’g ' ■ , o-vo. «MM „„ ; «MM 

. *-.. , 1 -. ^.SOB : 74 jog 7\4B5 ~*,?m 

' Et 15.583 

HftäiaiJ 


e Sffyaf 


Zur Erinnerung: In der kaiserlichen RuStAG vom 22. Juli 1913 wird konkret unterschieden: 
Entweder inländische Heimatangehörigkeit (mittelbare Staatsangehörigkeit in einem 
Bundesstaat) ODER ausländische Kolonie- Staatsangehörigkeit (unmittelbare 
Reichsangehörigkeit für Kolonien/ Schutzgebiete, wie z. B. Deutsch Südwestafrika, Deutsch 
Ostafrika usw.) Alle in den Ländern des Deutschen Reiches (Deutschland) lebende Bürger 
sind automatisch (Reichs-) Angehörige des Deutschen Heimatreiches (= Deutschland). Wer 
die Staatsangehörigkeit durch den Bundesstaat hatte, erhielt automatisch die unmittelbare¬ 
inländische Reichsangehörigkeit. 

Quellverweise: http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/rustag/gesamt.pdf 

http://www.kraftzeitung.net/images/KZ/upload3/2014/DR/RGBL_1913_1_583-593_gc.pdf 
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19191933 stA-Ausweis Weimarer-Republik 

besitzt die StA im Freistaat Bayern 





— - 

« -ff" 'Ttä 



1934 Verordnung über die deutsche StA v. 5.11,1934 


R=StAG 


Es gibt nur noch eine deutsche Staatsangehörigkeit 



JWNÖfcSftifÜ&Ljil BfJtm&fadJüH 



Su am e fl aw ü rv< mu ih#h » 


Jiil» 




(M) 
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Der Staatsangehörigkeitsausweis BRD wird beantragt im 
Ordnungsamt Abteilung Ausländerbehörde 

.ist deutsche(r) Staatsangehörige(r) 


1. Akt 
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Einführung Länderbegriff aus den Kolonien - Weimarer Verfassung vom 

11. August 1919 im Artikel 110 



beS £)eutfcf)ett 0ieid)g 


Q3om 11.SftiQufi 1919 


(Sf&geänberf Mtt<# Me @efe§e öom 6.5t«suf? 1920 , 

1565/66,27, 1920, DL@* 5 Sf* 

©. 1987, mit» 24* Söiätj 1921, 9 t, &. 351 . 440) 

Zweiter Hauptteil 

Grundrechte und Grundpflichten der Deutschen 


Erster Abschnitt: Die Einzelperson 


Art. 109. Alle Deutschen sind vordem Gesetze gleich 

Männer und Frauen haben grundsätzlich dieselben staatsbürgerlichen Rechte und 
Pflichten. 

Öffentlich-rechtliche Vorrechte oder Nachteile der Geburt oder des Standes sind auf¬ 
zuheben. Adeisbezeichnungen gelten nur als Teil des Namens und dürfen nicht mehr 
verliehen werden 

Titel dürfen nur verliehen werden, wenn sie ein Amt oder einen Beruf bezeichnen; 
akademische Grade sind hierdurch nicht betroffen. 

Orden und Ehrenzeichen dürfen vom Staat nicht verliehen werden. 

Kein Deutscher darf von einer ausländischen Regierung Titel oder Orden annehmen 

Art. 110. Die Staatsangehörigkeit im Reiche und in den Ländern wird nach den Be¬ 
stimmungen eines Reichsgesetzes erworben und verloren. Jeder Angehörige eines 
Landes ist zugleich Reichsangehöriger. 

Jeder Deutsche hat in jedem Lande des Reichs die gleichen Rechte und Pflichten 
wie die Angehörigen des Landes selbst. 


Zur Erinnerung: Die deutschen Bundessaaten werden zu Ländern herabgestuft. 
(Koloniebegriff aus dem Schutzgebiet Deutsch-Ostafrika) 

Die RuStAG bleibt in Anwendung. Die in den Ländern des Reiches lebenden Deutschen 
haben jetzt ihre inländische Heimatangehörigkeit in jetzt einen Land, Freistaat, freie und 
Hanse Stadt und bleiben weiterhin automatisch Angehörige des Deutschen Heimatreiches. 
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Die Staatsangehörigkeit DEUTSCH ist eine Kolonicangehörigkeit. 

Sic ist keine Heimatangehörigkeit 

1919 Land ^Staatsangehörigkeit 1934 Die Heimatländer von 1919 sind: 


Freistaat Preußen 
Frei Staat Bayern 
Freistaat Sachsen 
Freier Volksstaut Württemberg 
Frei Staat Baden 
Land Thüringen 
Volksstaat Hessen 
Freie und [ L I lamburg 
Freistaat Meddenbu rg-Sch wen n 

l> ä.H nkl rJSr.HK HK IC Fl 

ii.|..i.i.h ; 'i.!i| T . »uij-i- MM-mr 



Freistaat Oldenburg 
Freistaat Braun schweig 
Freistaat Anhalt 
Freie und [ L Bremen 
Freistaat Lippe 
freie und 11. Lübeck 
Freistaat Mecklenhurg^Strditz 
Freisiaat Waldeck 
Frei Staat S chaumburg- Lippe 


2. Akt 
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Überlagerung Reich- und Staatsangehörigkeitsgesetz (RuStAG) von 22. 
Juli 1913 durch das NS- Gleichschaltungsgesetz Verordnung über die 
deutsche Staatsangehörigkeit vom 5. Februar 1934 


83 

Rddjsgefe^blatt 

•Teil I 


1934 

2. 2. 34 

3. 2. 34 

3. 2. 34 
5. 2. 34 


3lu§gcge6cit jn 'Berlin, bcn 6.gebnmt 1934 


Str. 14 


3 lt B ö 11 i» Seite 

dritte SBerorbnung über bie .öinauSfchitbuug beg 3 n ^ ra fttteteit8 beg 
©ruitbfleuerrahnteugefefceg uitb beg ©cwerbefleuerrahmengefejjeg 83 

'Berorbnuug über beit SSoUflrccfnnggfchuh im Scrmaltunggjwanggoerfahren 

uitb über bic lanbfchaftlichc 3wattggberwaltung . 84 

Vierte 93erorbnuug jiir Stcuorbuung ber Ärattfenberficherung. 84 

'Berorbnung über bie beutfehe Staatbangcljörigfcit. 85 

drucffchlerbcrichtigung. 8C 


9lr. 14 — ffcag ber Slusgahe: 

§ 3 

©egenjlanb ber 'Prüfung nuifi aufjer ben all¬ 
gemeinen nnb fachlichen Kenntnijfen auch bie Staatg- 
bnrgcrfunbe (nationaIfojia(iftifd)e SBeltanfchauung) 
foit'ic bie Staffenfunbe, JRaffen* nnb Grbgefunbheitg- 
pflege fein. 

§ 4 

die ßranfenfaffen haben SSorfehvungen ju 
treffen, bap alle SBeamten, Stngejtellten unb Slrbeitcr, 
auch foweit fie feine Prüfung nbjulegen haben, bie 
nötigen ßenntniffe in Staatsbürgerfunbe, Staffen- 
funbe, Staffen- unb 6rbgefunbheit§hflege erhalten. 

§ 5 

i Soweit ein Slngeftellter in ber §eit bom 1. TStdtj 
big 31. dejembet 1933 bei einer föranfettfaffe mit 
ber üföahrnehmung einer gehobenen Stelle betraut 
werben ift, oh ne k' c ' n ber dienfiorbnung bor- 
gcfchriebencn SßovauSfc(?ungen (Sorbilbung, dienft- 
jeit, «Prüfungen) erfüllt ju haben, flehen biefe Bor* 

*<4ÄA-i 'TS* r^.‘—~ cyo.4j. m - ? .r. vm 


Berlin, ben G. Februar 1934 85 

Bcrorbuuug über bie beutfehe «tantsangchörigfeit. 
Born 5. Februar 1934. 

Stuf ©rimb beg Slrtifelg 5 beg ©efepeg über ben 
Stcuaufbau beg Steicbg Oont 30.3anuar 1934 
(Steichggcfcpbl. I 0.75) toirb folgcnbcg berorbnet: 

§ 1 

(1) die Staatgangchörigfeit in ben öeutfeben 
Cänbern fallt fort. 

( 2 ) ©g gibt nur noch eine beutfehe Staatg- 
augehörigfeit (Steicbgangchörigfcit). 

§ 2 

die ßanöegregicrungen treffen jebe ©ntfepeibung 
auf bem ©ebiete bc§ Staatgangehörigfeitgrechtg im 
Stanten unb Slnftrage beg Steid)g. 

§ 3 

die beutfehe Staatgangchörigfeit barf crjl ber- 
liehcn werben, nachbem ber Steiehgminijler beg 
3mtcrn jugeffimmt hat. § 9 beg Steicpg- unb Staatg- 
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Zur Erinnerung: Im Zuge der nationalsozialistischen Gleichschaltung trat die unmittelbare 
Reichsangehörigkeit aus den Kolonien am 5. Februar 1934 an die Stelle der bis dahin 
verwendeten Länderzugehörigkeit und wurde als *Deutsche Staatsangehörigkeit* bezeichnet: 
Alle in den bereits 1933 gleichgeschalteten Ländern des damaligen Deutschland lebende 
Bürger erhalten diese deutsche Kolonieangehörigkeit von Adolf Hitler zwangsverordnet. 

Damit sind die Deutschen automatisch unmittelbare Reichsangehörige aus den Kolonien/ 
Schutzgebieten wie z. B. Deutsch Südwestafrika, Deutsch Ostafrika usw. 
(Reichsangehörigkeit = Staatsangehörigkeit) 

„(2) Deutsche Staatsangehörigkeit - Reichsangehörigkeit. Beide Benennungen finden sich im 
Absatz 2 des § 1 vor und bezeichnen ein und dasselbe. (...) Die beiden Ausdrücke „deutsche 
Staatsangehörigkeit“ und „Reichsangehörigkeit“ stehen voll nebeneinander. (...)“ 

- „Neues Staatsrecht“ (1935), II. Verordnung über die deutsche Staatsangehörigkeit vom 5. 
Februar 1934 S. 7 

Die Weimarer Reichsverfassung (WRV) von 1919 wird 1934 vom Staatsgrundgesetz des 3. 
Reiches *Neues Staatsrecht* überlagert und nicht mehr angewendet. Deutschland wird fortan 
von der Nazikolonie Adolf Hitlers ‘deutsch* überlagert. 

Mit diesem genialen Schachzug hat Adolf Hitler mit seinen Gesetzgeber die Entrechtung und 
Entmachtung aller Deutschen als Kolonie- Personal durchgeführt. 


Das originale Staatsangehörigkeitsgesetz (STAG) vom 05.02.1934 
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GLEICHSCHALTUNGS - GESETZ v. 05.02.1934 


Hddjsgefdjblatt 




Tdf l 


! 934 


jo SStrl'tiir teil fi r St&tuflr 193 1 


tlir. 14 • 


.j. E ?a ’3mvE»ui1fi rtfettr fric ftil . ■■ ■ ,. ■&S 

Sei£in f ben f>. ^c&tuar 1934 85 

R2ABS 

^erotbiuitig iiüct öie öeittjtije Staaisftög^viigfeit. *** 
%om 5, gcfiVHfil 1934 . gg.^g 


§ 1 

{2} gibt nur itadj eine te utjefc._ jgt goi f - 
angefjjißrigfei t (ÜKcIdiSatEgeSimafa 1). 

1934 Gleichschaltung St AG = R 


1934 Gleichschaltung R = St AG 


J5fraüpafg<t«n uo-it £F. £Bd>atffer, GbfH g nfceegtriätdra( i. 0T, 



d) Stciri^Bii(\el(ültf|(dt imrü füttßb tud)t mdjt mittelbar bi:rdj 
jiivfiriflcu tftroctb ba Siflj^elaitßC()&nö(cU # [autoni immtftrlbnr ni# 
„btfuiTd^ etlüoi&ni. 



Neues Staatsrecht Auflage 1936 Seite -54- 


Die unmittelbare Reichsangehörigkeit ist die deutsche Staatsangehörigkeit = beides ist 

ein und dasselbe! 
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Doutfdie Staotsangetiörlgluit 


Sn üs* öfBEmjjßrtlQCfi fadung Der ßefttit 
mit EHtttttiinoffi 


SflsiÖi 


^eitler, Slcg*rm#i’r l 

■ ' -■■• . _■• 


Deutsche Staatsangehörigkeit — Reichsangehörigkeit 


!L ^krefbiumg iHiet bk beutf^c Sioß^mcQt^ikiqkdt ouift 3. [Jcftv 1JJSL 7 
bic StaAKaug^flnjfrtt in mim Ux bmtfAeil Sauber Ij. '3. bic in 

PtctifKU tb-ei Sn ^ü^ent eWE n Saitncn) befaß, ifi nuimietfr 
, f t> c u t f Lh c v 0 1 a a 4 £ u n g c l> fl t i g c t" p&er, nüe er Md) genannt 
inirb, " ! iÜ£i' lieber Etc „umriitUlbarc 9fr id^» 

ani 0 öii 0 !eü^ xädfr SS 33, 34 tcö 9ieüte* unt> Start äaaarittttaleU^-' 
ijfJjftcS mtiebnt jBfwit, ffcföi &cut|tf»eV ©Eefc 

ßnHiffcfätylitffo finpiniiitj tii ber tvr fceuifd^u &Hal4' 

atigc^3rißf<rit Ifl in 33mlunbuufteu unb 2lu*feri%UH$£tt überall ba 
L>crÜdSiif)£nun, too *U SJnc^bc i'cr 3taat£iiiigcl>äiigf£it twgef^rieflcu 

ober ftf:ift erfprfcerlüj ift. 'Su^ ift ii^befpnbcre bei S3eürf:iiibunsen bei 

0£unbi:^bcatiUer r ber fjafc, tnM&k bti^n Üluin. 2. 

2) ®-cii<F<f>< 0faa(‘T£in^H;iirtLif^{! SOe- 

itciimmfl«! fluSmi pefr in SSbfiU 2 bc? 3 I x orr mb K^cltiicn m 

imb baSfclN 3u ben beibm -Peitermm^n filtert Dr r ^ieu<i r Ober- 
reaknut^rsi im 9itf$#itirii'iermn bt§ 3rm*rn, tat 
HuH uiib preafjifi^eii ^eiiuaUiutijifrlüU 33tmb 55 (f934) 0, 155, 
tusfafflitfrm S. 15ß refe 3}xilfv\ mts: „£ta bribm äuibrüde 
„fläulltfie 0Uia^<imicl^nigkii <J mb r ;j{dd^migcb3rigteit JH 
irciiiu ucflcnmaiiber, 33dbe fiiib bereite cingtfül^t itnb iroar 
Jf b e it l f di c 3 c a a 13 ti n fl t b t> r i gf c 1 f", ni f u n b e r <9,e $ « ti f a lj 
■t ii r f r : a n & fl " l f du n, r n T n i f rf? ^ n ober e i u ff r aubfmi 

a n ^ I än bt f A^ n 31 a a i^ a it g cb LH i g 1 e i 1 1 begegtn L X c i * 
a n g e \) b r; g i t i V, \v < « n Wr © i gc »i f ii (> ^ u t e r a u f - 

g e ii & De tu n Sdn^e^AHttebürlßlcU i) e rb <? r ft t ^ c b c i: 
u< ert> c n ffl rt. ri 

Stehen vollwertig nebeneinander unmittelbare Kolonieangehörigkeit 


3. Akt 

Dritte Änderung durch das Grundgesetz Artikel 116 von 23. Mai 1949 
(Zwangsverordnung der *Deutschen Staatsangehörigkeit* von Adolf Hitler) 
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Bundesgesetzblatt Jahrgang 1949 vom 23. Mai 1949 


Bundesgesetzblatt 


L^> 9 4 9 

Ausgegeben in Bonn am 2.3, Mai 1949 

TSr. 1 

Inhalt; Grurukseseü 1 l 

it die Bundesrepublik T>e urscht and vom. ±j. Mal 15*43.-.. 

. . r . Seiet i 


Grundgesetz 

für die Bundesrepublik Dcutsdiland 
vom 33, Mfli T949- 

D«r Parlamentarisctic Rat hat am 23. Mai 1949 
in Bonn am Rhein in öffentlicher Sitzung festge- 
EtclIlT, daß das am S, Mai des- Jahres 1949 vom Par¬ 
lamentarischen Rat beschlossene Grundgesetz 
für die Bundesrepublik Deutsch- 

1 a n d in der Woche vom i6. 22. Mai 1949 

durch die Volks Vertretungen von mehr als S£wei- 
dritteln der beteiligten deutschen Länder angenom¬ 
men worden äst + 

Auf Grund dieser Feststellung hat der Parlajin.cn- 
Ausgabcn zu leisten,, die nötig sind, 

a) um gesetzlich bestehende Einrichtungen Zu er- 
haken und gesetzlich beschlossene Maßnalimen 
du rch zufüln rc n, 

b) tim die rechtlich begründeten Verpflichtungen 
des Bundes zu erfüllen. 


I, Die Grundrechte 
Artikel 1 

(1) Die Würde des Menschen, ist unantastbar. Sie 
zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller 
staatlichen Gewalt. 

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu 
unverletzlichen und unveräußerlichen Menschen¬ 
rechten als Grundlage jeder menschlichen Gemein¬ 
schaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der 
TJFcIt. 

(3} Die nachfolgenden Grundrechte binden Ge¬ 
setzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung als 
unmittelbar geltendes Recht. 

XI. Übergangs- und Sdilufibestimmungcn 
Artikel 1 1 -6 

(1) Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist 
vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Regelung, 
wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt ndci 


^ *■ B u rud L'sgesct zu I: 

als Fl iichtling oder Vc re riehen er deutscher Votks- 
zu gehör Lgk ult oder a]s dessen Ehegatte oder Ab¬ 
kömmling in dem Gebiete des Deutschen Reiches 
nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 Auf¬ 
nahme gefunden h-ac. 

(2} F’rübcre deutsche Staatsaiigehörige, denen 
zwischen dem 30. Januar 1933 und dem K. Mai 1943 
d ie Staatsangehörigkeit aus politischen, rassischen 
oder religiösen Gründen entzogen worden ist, und 
ihre Abkömmlinge sind auf Antrag wieder einzu- 
bürgern. Sie gehen als nicht ausgebürgert, sofern 
sic nach dem 8, IVlai 1ähren ''Voheisitz in 
Deutschland genommen haben und nicht einen ent¬ 
gegengesetzten Villen zum Ausdruck gebracht ha 
ben, 

Artikel 117 


et, Jahrganji I 9-+9 

Artikel 122 

(1} Vom Zusammentritt des Bundestages an wer¬ 
den die Gesetze.- ausschließlich von den in diesem 
Grundgesetze anerkannten gesetzgebenden Gewalten 
beschlossen. 

C2) Gesetzgebende und bei der Gesetzgebung be¬ 
ratend mitwirkende Korperschaften, deren 2uscän- 
digkcLt nach Absatz l endet, sind mit diesem Zeit¬ 
punkt aufgelöst. 

Artikel 123 

{1J Recht aus der Seit vor dem Zusammcsiiritt 
des Bundestages giEt fort, soweit es dem Grundge¬ 
setze nicht widerspricht. 

(2) Die vom Deutschen Reich abgeschlossenen 
Staats verträte, die sich auf Gesrcn stände beziehen. 


Zur Erinnerung: Die westalliierten Siegermächte USA, Großbritannien und Frankreich führen 
die deutsche Zwangsangehörigkeit* von Adolf Hitler in ihren Besatzungszonen = später 
Kolonialverwaltungsorganisation Bundesrepublik Deutschland (BRD) ab 1945 nahtlos weiter. 
Auch Josef Stalin und der deutsche Wiederstand/ die Kommunisten wurden getäuscht: In der 
sowjetischen Besatzungszone(SBZ) = Deutsche Demokratischen Republik (DDR) wird wie in 
der BRD die gleiche ‘deutsche Staatsangehörigkeit* von Adolf Hitler fortgeführt: 


13 







„Artikel 1 der Verfassung der DDR:. Es gibt nur eine deutsche Staatsangehörigkeit“ 

„Artikel 116 (1) Grundgesetz für die BRD: Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist 
(...), wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder als Flüchtling oder Vertriebener 
deutscher Volkszugehörigkeit oder dessen Ehegatten oder Abkömmling in dem Gebiete des 
Deutschen Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat.“ 

Die weiter gültige Weimarer Reichsverfassung (WRV 1919) wird ab 1949 in den deutschen 
Teilkolonien Bundesrepublik Deutschland vom zwangsverordneten *Grundgesetz FÜR die 
BRD* und in der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) durch die ‘Verfassung der 
DDR* bis heute überlagert. 

Die Befreiung Deutschlands aus der Nazi-Kolonie Adolf Hitlers wird durch die Alliierten 
blockiert. 

Keiner bekommt es mit, weil die Täuschung seit 1933 unerkannt und perfektioniert wird. 
Quellverweis: 

http://www.bqbl.de/banzxaver/bqbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiqer BGBI&iumpTo=bqbl149001.pdf 


4. Akt 

Vierte Änderung durch das Bundesgesetzblatt Teil III vom 1. August 1959 
als stufenweise gesetzliche Vorbereitung 
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Sammlung des Bundesrechts 

JUS** 

Bundesgesetzblatt c " ^ 

Teil ni 

Posiverlagsort 1. August 1939 Folg« 6 

Sachgebiet L Staats- und Verfass,ungörecbt 


Zwei getrennte Staatsangehörigkeiten 


RoStAö Kolonieen oder Heimat Seite - 64 - 

Unmittelbare Kolonieangehörigkeit oder Staatsangehörigkeit Bundesstaat 


102“! StaaüBigeh&riafcni*git H !l3 


Iü2~! 

liri l itt 
&MnA CB. 

TS? * 


RdcKü“ und SI aiitäd ngdiürlgküUsgeseu * 

1Q? ' 1 ?1 Vö® 22. Juli IBl3 


■ - ,7 S?JXP H.1*M 

EfHef AbifhBlU 


AlltjeDtetHt VoisdiielJtifii 




Deulctitet ln r wei die . 

... hr^iizt. 


unfnitleSlMie Kefdrs- 


* B* 


(1] ly sc Ausaäuäerfn, die mJL tiaea DcutiKncai 
fiiiT KhkS Iddi^fcr. hnl «ignu Anspruch nuJ Ehiljär^ci-- 
rung, sülim^a dlo She hefteht und der Eiiemean 
diu ds-JAsdie S-laa.lt»Eii]-ahürljtui5 tn»«;sfcz! T_ntlet die 
®t* iluTffi Tod odpr wL!d ±Lo *ihno VfligdvuMaii dtf 
Ehflhiüi gtfJFiihledpji. so 5Ctht der tbelran dfu An. 
fpitäl flUl ELnbQjgarüug nr-m TjIk mm A>i|aur fclneü 
JflJifrs. östfi $*n» Tg4tf MMTOPif 4*Jtir 

ft.ecfa(s|;T4ft der sdiutdioEeu Siieidun^ ei. 


Gieichgeschaltete einheitliche Staatsangehörigkeit 

R=5tAG Kolonie Deutschland Seite -67- 

Retchsangehöngkeit / Zwangsangehorigkeit 
Die Kolonieangehörigkeit Ist die unmittelbare deutsche Staatsangehörigkeit 


VexQ-rEiDUö-y 

Über dl« d puls die Sfnat^af.gtlifiriijlt^il 

Vom i. i'ehfw lin* 

1 2£ 8-?. «" g- 1 IWH 


10 2,-L 


Aul UfV-r-d des ärns. ObsoIAu* ittvitr den 

KoimTinwu dos ReUtti* vum SO. Jel&UJCT [5KH [RnLärä- 
^«Vrtxbk- C U, ■Ji? wird kpltftidva wnMrttHrt 

\ l 

[■ ö](. $Uttiu&pofcIfl yn den d»ut*&frt) 

Lind Li i jl JiüB Iwt- 


,1) £■ .j i bi £uir EWjüft .tiqn dcul.«tH’, SljtüIikJS.Ha'i:- 
hSrigkcit ^KeJcftsdltffpMjTgfecif}. 


Ulk LudtBtflBJU^a LnrfEi-n. jode ÜB ES Ctiel 40-1(1 
n "“i Jcrj 3« l bta<fl rlc^ SUalHnijahttEftltittttTlChlll Im 

Momnn tind Adl Vfi&G 



Das BGBL III legt die Weiterführung des. 3. Reiches von Adolf Hitler fest. 

Die kaiserliche RuStAG vom 22. Juli 1913 wird zur Täuschung einfach mit zitiert... 

5. Akt 

Fünfte Änderung durch die *Reform* des Staatsangehörigkeitsrechts 

(STAG) 
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1 StQacjangthÜrjgkeftigtifltz ^ 

am 


102 

-1 

Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz 

jua-i 

JM-1 

f\ I«1 IQ},. 

1<B J i KIT 

1«,! P3M 

Vom 22. Jul) (911 

KtBjid 

plnd 

straft 

niJind 

* 

yt-lnd »*™T 

RelchigctttobL S. Stli 

rum 

»Mira 

Act 4 

ß^JSM »T(1| 



Sammlung des Bundesreehts 




Bundesgesetzblatt 

Teil Ul 


* **?.*»' 


Postverlagsört Berlin 


L August 1959 


Folge 6 


1«M 

■JWÖJTHJ 

aun 


503-1 
gnitf 
aOMS 


Erster Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 


* 1* 

Deutscher ist, wer die <., 
aiiffthörigkfllt ■,. besitzt. 


unmittelbare ße/chs* 


§6‘ 

(1) Eine AuslÄnderln* die mit einem Deutschen 
die Ehe schließt, hal einen Anspruch auf Eiribüfgc- 
ning, solange die Ehe besteht und der Ehemann 
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt Endet die 
Ehe durch Tod oder wird sie ohne Verschulden der 
Ehefrau geschieden, io steht der Ehefrau der An* 
spruch auf Einbürgerung noch bis rum Ablauf eines 
Jahres nach dem Tode ihres Mannes oder nach 

D/M-Md-»nri Ja« <AmUI.. u __ 


PW^ 


»,1MS 

A4Z T 




Verordnung 

über die deutsche Staatsangehörigkeit 

Vom 5- Februar 1934 

ReUtisgesetzbl. I S. 83, verk. am 6. 2,1934 


102-2 


Auf Grund des Artikels 5 des Gesetzes über den 
Neuaufbau des Reichs vom 30, Januar 1934 {Reichs- 
gesetzbl, I 5.75} wird Folgendes verordnet: 

§ I 

{1} Die Staatsangehörigkeit in den deutschen 
Ländern fällt Fort, 


{2| Es gibt nur noch eine deutsche Staatsange' 
hörigkeil (ReidtsaiigekörigkeH}. 

5 2 

Die Lande sregrerungen treffen jede Entscheidung 
auf dem Gebiete des Staatsangebörigieitsrediis im 
Namen und Aufträge des fierdfts. 


ö? 


Zur Erinnerung: Das BGBL III legt die Weiterführung des. 3. Reiches von Adolf Hitler fest. 
Die kaiserliche RuStAG vom 22. Juli 1913 wird bereits unvollständig wiedergegeben: 
Folgender Textabschnitt fehlt: „Deutscher ist, wer die Staatangehörigkeit in einen 
Bundestaat ODER die unmittelbare Reichsangehörigkeit (§§34 bis 35) besitzt.“ 


Der letzte (6.) Akt 

Sechste Änderung durch das Gesetz über die weitere *Bereinigung von 
Bundesrecht* - der geheime Staatsreich in Deutschland 

Gesetzliche Vorbereitung: Bundesgesetzblatt Jahrgang 1999 Teil I Nr. 38, ausgegeben 

zu Bonn am 23. Juli 1999 
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BUNDES GESETZE 
ONLINE 


1618 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1999 Teil I Nr. 38, ausgegeben zu Bonn am 23. Juli 1999 


Gesetz 

zur Reform des Staatsangehörigkeitsrechts 

Vom 15. Juli 1999 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Reichs¬ 
und Staatsangehörigkeitsgesetzes 

Das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 102-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Dezember 1997 
(BGBl. I S. 2942), wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG)“. 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 


würde sonst staatenlos. Die Rechtsfolge nach Satz 1 
tritt nicht ein, wenn der deutsche Elternteil die Geburt 
innerhalb eines Jahres der zuständigen Auslands¬ 
vertretung anzeigt. Sind beide Elternteile deutsche 
Staatsangehörige, so tritt die Rechtsfolge des Sat¬ 
zes 1 nur ein, wenn beide die dort genannten Voraus¬ 
setzungen erfüllen.“ 

4. § 7 wird wie folgt gefaßt: 

„§7 

Ein Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 
des Grundgesetzes, der nicht die deutsche Staats¬ 
angehörigkeit besitzt, erwirbt mit der Ausstellung der 
Bescheinigung gemäß § 15 Abs. 1 oder 2 des Bun- 
desvertriebenengesetzes die deutsche Staatsange¬ 
hörigkeit. Der Erwerb der deutschen Staatsange¬ 
hörigkeit erstreckt sich auf diejenigen Kinder, die ihre 
Deutscheneigenschaft von dem nach Satz 1 Begün¬ 
stigten ableiten.“ 


Es wird ein zur Täuschung ein Verwirrspiel getätigt. Ständig wird die nicht angewendete 
kaiserliche RuStaG von 1913 zitiert, aber das STAG von 1934 angewendet! 

Bereinigung im Staatsangehörigkeitsgesetz (STAG 1934) -die unm i tt el bar e 
R ei chsang e hör i gk ei t (= unmittelbare deutschen Staatsangehörigkeit) aus der Kolonien wird 
ERSATZLOS beseitigt. 

Mit diesem kriminellen Akt fällt die d e utsch e Staatsang e hör i gk ei t ersatzlos weg. 

Das Gesetz zur Reform des STAG wird beschlossen, aber noch nicht zur Anwendung 
gebracht. 

Quellverweise: 

http://www.bqbl.de/banzxaver/bqbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiqer BGBI&iumpTo=bqbl1 99s1618.pdf 

http://www.bqbl.de/banzxaver/bqbl/text.xav?SID=&tf=xaver.connponent.Text 0&tocf=&qnnf=&hlf=xaver.connpone 

nt.Hitlist 0&bk=bqbl&start=%2F%2F*%5B%40node id%3D%27262690%27%5D&skin=pdf&tlevel=-2&nohist=1 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 2010 Teil I Nr. 63, ausgegeben zu Bonn am 14. Dezember 

2010 
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1864 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2010 Teil I Nr. 63. ausgegeben zu Bonn am 14. Dezember 201 □ 


Gesetz 

über die weitere Bereinigung von Bundesrecht 

Vom S. Dezember 2010 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos¬ 
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Staatsangehorigkeitagesetzes 

{ 102 - 1 ! 

In § 4 Absatz 4 Satz 2 des StaatSangehörigkeLtsge- 
setzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs- 
nurnmer 102-1. veröffentlichten bereinigten Fassung, 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Februar 
2009 (BGBl. I S. 150) geändert worden ist r werden die 
Wörter „der deutsche Elternteil die Geburt innerhalb 
eines Jahres der zuständigen Auslandsvertretung an- 
zeigt" durch die Wörter ^innerhalb eines Jahres nach 
der Geburt des Kindes ein Antrag nach § 36 des Per¬ 
sonenstandsgesetzes auf Beurkundung der Geburt im 
Geburtenregister gestellt wird: zur Fristwahmng genügt 
es auch, wenn der Antrag in dieser Frist bei der zustän¬ 
digen Auslandsvertretung eingehf ersetzt. 

Artikel: 2 

Aulhebung des Gesetzes 

zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit 

< 102 - 5 ) 

Das Gesetz zur Regelung von Fragen der Staatsan¬ 
gehörigkeit in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede¬ 
rungsnummer 102-5, veröffentlichten bereinigten Fas¬ 
sung, das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
1 7. Dezember 2006 {BGBl. I S. 2506) geändert worden 
ist, wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Aulhebung des Zweiten Gesetzes 
zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit 

( 102 - 6 ) 


des Einig ungs vertrag es genannten Gebiet vom 30. Juli 
1993 (BGBl. I S. 1446) wird aufgehoben. 

Artikel 5 

Aufhebung der Verordnung 
über die Anwendung der §§ 94 und 96 
des BerufsbrkJungsgesetzes in dem in Artikel 3 
des Ei nigungsVertrages genannten Gebiet 

(1 05 - 23 - 2 ) 

Die Verordnung über die Anwendung der ■§§ 94 
und 96 des Berufsbildungsgesetzes in dem in Artikel 3 
des Ei nigungs Vertrages genannten Gebiet vom 24. Ok¬ 
tober 1994 (BGBl. I S. 3126) wird aufgehoben. 

Artikel 6 

Aufhebung der Verordnung 
über die Anwendung des § 80 des 
Berufsbild ungs gesetzes und der auf Grund 
dieser Bestimmung erlassenen Verordnung in dem in 
Artikel 3 des Ein igungsVertrages genannten Gebiet 

(1 D5-23-3) 

Die Verordnung über die Anwendung des § 00 des 
Berufsbildungsgesetzes und der äuf Grund dieser Be¬ 
stimmung erlassenen Verordnung in dem in Artikel 3 
des Einigungsvertrages genannten Gebiet vom 5. Juni 
1997 (BGBl. I S. 1326) wird aufgehoben. 

Artikel 7 

Aufhebung der Verordnung 
über die Anwendung des § 92 des 
Berufsbildungsgesetzes in dem in Artikel 3 
des Ei nigungs Vertrages genannten Gebiet 


Am 8. Dezember 2010 erfolgte das dritte Gesetz zur Bereinigung von Bundesrecht , 
welches die unmittelbare Reichsangehörigkeit ersatzlos strich: „Die Bedeutung der 
Begriffe »Reichs- und Staatsangehörigkeit« im Sinne dieses G. hat sich geändert. An die 
Stelle der »Reichsangehörigkeit« ist gern. § 1 V v. 5.2.1934 102-1, Art. 116 Abs. 1 GG 100-1 
die deutsche Staatsangehörigkeit getreten. Die 

die »Reichsangehörigkeit« vermittelnde »Staatsangehörigkeit« in den Bundesstaaten - seit 
der Weimarer Verfassung in den deutschen Ländern - ist durch § 1 V v. 5.2.1934 beseitigt 
worden. 

§ 1: Deutscher im Sinne dieses Gesetzes ist, wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. 

§ 2: Deutscher ist, wer die ... unmittelbare Rang, besitzt, (weggefallen)“ - Bundesgesetzblatt 
III, 102-1 vom 8. Dezember 2010 

Das Gesetz zur Reform des STAG wird fortan angewendet: 

Alle Deutschen und eingebürgerten Migranten sind seitdem STAATENLOS - VOGELFREI = 
ROMA und SINTI- STATUS = keine Rechte und kein Eigentum mehr besitzend- können 
überall ungestraft verfolgt und getötet werden. 

Quellverweis: 

http://www.bqbl.de/banzxaver/bqbl/start.xav? startbk=Bundesanzeiqer BGBI&iumpTo=bqbl1 10s1864.pdf 


18 





1618 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1999 Teil I Nr. 38, ausgegeben zu Bonn am 23. Juli 1999 


Gesetz 

zur Reform des Staatsangehörigkeitsrechts 

-Vom 15.Juli 1999 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Reichs¬ 
und Staatsangehörigkeitsgesetzes 

Das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 102-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Dezember 1997 
(BGBl. IS. 2942), wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG)". 


würde sonst staatenlos. Die Rechtsfolge nach Satz 1 
tritt nicht ein, wenn der deutsche Ettemteil die Geburt 
innerhalb eines Jahres der zuständigen Auslands¬ 
vertretung anzeigt. Sind beide Eltemteile deutsche 
Staatsangehörige, so tritt die Rechtsfolge des Sat¬ 
zes 1 nur ein, wenn beide die dort genannten Voraus¬ 
setzungen erfüllen.“ 

4. § 7 wird wie folgt gefaßt: 

„§7 

Ein Deutscher Im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 
des Grundgesetzes, der nicht die deutsche Staats¬ 
angehörigkeit besitzt, erwirbt mit der Ausstellung der 
Bescheinigung gemäß § 15 Abs. 1 oder 2 des Bun- 
desvertriebenengesetzes die deutsche Staatsange¬ 
hörigkeit. Der Erwerb der deutschen Staatsanfle- 


Ein Service des Bundesministeriums der Justiz in Zusammen¬ 
arbeit mit der juris GmbH - www.juris.de 


Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG) 

StAG 

Ausfertigungsdatum: 22.07.1913 
Vollzitat: 

"Staatsangehörigkeitsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 102-1, veröffentlichten be¬ 
reinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1864) geändert 
worden ist" 

Stand: Zuletzt geändert durch Art. 1 G v. 8.12.2010 I 1864 

Fußnote 

(+++ Textnachweis Geltung ab: 1.1.1980 +++) 


Überschrift: Langüberschrift idF d. Art. 1 Nr. 1 G v. 15.7.1999 11618 mWv 1.1.2000; Buchstabenabkürzung eingef. 
durch Art. 1 Nr. 1 G v. 15.7.1999 I 1618 mWv 1.1.2000 


Die Bedeutung der Begriffe "Reichs- und Staatsangehörigkeit" im Sinne dieses G hat sich geändert. An die Stel¬ 
le der "Reichsangehörigkeit" ist gern. § 1 V v. 5.2.1934 102-2, Art. 116 Abs. 1 GG 100-1 die deutsche Staatsange¬ 
hörigkeit getreten. Die die "Reichsangehörigkeit" vermittelnde "Staatsangehörigkeit" in den Bundesstaaten - seit 
der Weimarer Verfassung in den deutschen Ländern - ist durch § 1 V v. 5.2.1934 beseitigt worden 

§1 

Deutscher im Sinne dieses Gesetzes ist, wer die d e u tsche Staatsang e h ö r ig kei t besitzt. 

^ 2 Deutscher ist, wer die ... unmittelbare RAng. besitzt, 

(weggefallen) 


19 






Die deutsche Staatsangehörigkeit 

Kolonieangehörigkeit Naci-Staatsangehörigkeit Zwangsangehörigkeit 


1933 Die deutsche Staatsangehörigkeit wurde am 14,07, beschlossen und sprachlich 
em geführt. RGBl. 1S 480. 

1934 Verordnung über die deutsche Staatsangehörigkeit v. 05.02, RGBl, IS 85 

Es gib! nur noch eine deutsche Staatsangehörigkeit (Reichsangehörigkeit) StAG R 

Auflage 1936 Neues Staatsrecht Seite - 54 — II i. a) R St AG 

Die Rcichäiingehörigkdi wird unmittelbar als deutsche Staatsangehörigkeit erworben. 

Die Naci-Staatsangehörigkeit wurde diktatorisch unter Zwang (Faschismus) verordnet 

1946 Amtsblatt für Schleswig-Holstein Anordnung der Militärregierung Seite 23/24 

Gültigkeit der deutschen Staatsangehörigkeit. Die Zwange angehörig, bleibt bestehen. 

1949 Grundgesetz für die BRD 

Art . 16 Die deutsche Staatsangehörigkeit darf nicht entzogen werden. 

Art. 116(1)... wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt... 

1959 BGBL Teil III Nichtamtlicher Teil 

100 - 1 Grundgesetz für die BRD 23.05.1949 
102-1 RuStAG 1913 
102-2 R =StAG 1934 

102 —3 Verleihung der de ul. StAng. entscheiden die Embürgerungsbehörden 1935 

1999 Gesetz zur Reform des Staatsangehörigkeitsrechts BGBl. [ Nr. 38 
BGBL Teil III 

102 I RuStAG 1913 bereinigt StAG 1913 


2010 Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG 1913) BGBL IS, 1864 
BGBL l'eil III 

102 —2 R ~ StAG 1934 Re ichsangehörigkei 1 utmiiM -el bar e d e titsch e 

Staats an gehnrigken , ist beseitigt 

102 1 StAG 1913 unniittolboro deutsche Stoafoaiigohörigkoit ? 

§ 1 Deutscher im Sinne dieses Gesetzes ist, wer die d - . StAng Staatenlosigkeit besitzt. 

§ 2 (weggefailen) 

Glaubhaftmachung der deutschen Staatsangehörigkeit 
Reisepas s / B P A Staatsan gehörigkei 1 DEUTS CI I 

Ab 1934 Naci-Staatsangehörigkeit Ab 08.12,2010 Staatenlos 
BRD - Staat sangehör igkeitsausweis ... ist d e utsch e r Staatsang e hörig e r 

Die Anlagen zur unmittelbaren deutschen Staatsangehörigkeit auf 66146.de herunterladen. 
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Der Nad-Ausweis 



Aus dem Verborgenem in die Öffentlichkeit 



StäaKängtbörigkai 

STAATENtOS 

Ab 08.12 2010 

Koiom^nmm 
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Waffe Staatsangehörigkeit 


BGBl, Teil III FaIscherweckstatt 


1933 RGBl. IS 480 NS-G«etz ... Aberkennung der deutschen Staatsangehörigkeit 


Or, B, Lösen&r Staatsangehörigkeit und Rekhsbürgerrecht Seite -17- Status R=£tAG 


I9M RGBMS.85 v 05 02.1934 Gleichschaltungs-Status RuStAG 


Die u nmittelbare Rekhsangehörigkeit R=5tAG ist die deutsche Staatsangehörigkeit 


1946 Anordnung der Militärregierung, deutsche StsatsaiiEehörigltefl bleibt bestehen 


Fälschungen (Bereinigungen BGBl, Teil NI) veröffentlicht im BGBl. Teil I 


1963 

952 

19, De? 


BGBL 1 

BGB'. III 102-i 




1969 

1551 

QS- Sept 


BGBL I 

BGBL JH102-1 


1871 RuStAG 01 

RuStAG 

1970 

805 

23 Juni 


BGBL 1 

BGB). III 102-1 


1914 Ru St AG 02 

RoStAG 

1974 

5714 

20, Dez 


BGBl. 1 

BGBl..111102 1 


1934 RuStAG 03 

R=StAG 

1975 

655 

10. März 


BGBL 1 

BGBl. Ml 102-1 

1 

1976 

1758 

02. Juli 


BGßl.l 

BGBl. III 102-1 


2000 Status 03 


1977 

1101 

29. Juni 


BGBL 1 

BGB). IN 102-1 


2000 IJ=NStAG 

Staat los 

1986 

1154 

25. Juli 

BfiE 

BGBL 1 

BGßl. III 102-1 



1992 Maastricht Vertrag Unionsbürger / Staatfos UuR=StAG £ö/BRt> 


j 1993 

1073 

| 30. Junf 


I 1997 

1433 

] 1B~ Junf 


1997 

2849 

04, Dez 


1997 

29 SO 

16. Dez 


1999 

1618 

15. Juli 

Bes 

1999 

1623 

15. Juli 

m 



2000 in Kraft 01, Jan BRD-Massen Versklavung 



j BGfll.1 


BGBl. IM 102-1 


Fielt j 


BGBl. III 102-1 


BGBL 1 


BGBL )EI 102-1 


BGBL 1 


BGBL IH 102-1 

ngfU* 

BGBl-1 

KttStAG 02 

1914 BGBL :lll 102-1 


BGBl. 1 

RuStAG 03 

1934 BGBL Jll 102-2 


Oie BRD hat den Gleichschaltungs-Status beseitigt und täuscht über SO Mio. Staatlose 


2000 Un m itte I b a re Li n ionsbiifgerschaft / Doppelte Sta atlosi gfceit 5J= MStÄG E U / BR 0 


2C3L 

271 

_ 16. Feb 

LPartEDiskrG 

BGBL 1 


BGBL Ml 102 1 

2001 

3308 

03. 0« 

EuroEG 

BGBl-1 


BGBL III 102-1 

2002 

1946 

20. Juni 

ZuwandGessti 

BGBL 1 


00Ö04J0-QQ 

[ 2002 

3329 

21. Aug 

VwVfRAndG 3 

BGBl. 1 


BGBL IM 102-1 

2C34 

1995 

30. Juli 

Zuv/andGesetz 

~BG&U 

ft&SfjWoz 

fl914 BGBl. III102-1 






|§ 1 Staat1os| 


200 5 hur^ im § 1 StAG: Deuttther \m Sinr.e dieses C-#seCzes isl* \^er dw deutsche Slaatsarlftehör ijjkeit besit :t 

2005 

727 

14. März 

AufenthGes-etz 

iBGBL 1 


bgbl an 102-1 

2007 

138 

119. Feb 

PStRGeseti 

BGBL 1 


BGBL IM 102-1 

2007 

2003 

19. Aug 

L^WI144J-pjbc! 

BGBl-1 

|§ 1 Staat!os| 

BGBl. IM 102-1 

2003 

2692 

' 17. Dez 

FGG-RGesetz 

BGBL 1 


BGBl. IM 102-1 

2009 

15^1 

O^eb 

[statu? StAG 02| 

BGBI-I 

|§ 15taatlos| 

BGBl- IM 102-1 


1804 08. Des 


□ GBl. I 


BG8I. III102-1 


St An g.-Gesetz: Korrektur (Streichung der Fußnote) in der Bundesrechtsdatenbank 
19.Q6.2011 


2011 

2266 

22. MOV 

2012 

1228 

01. Juni 

2013 

34 SS 

23. Aug m 



5 1 Stsatio^ 
§ 1 Staatlos 
§ 1 Staatlos 


BGBL IN 102-1 


BGBl. IM 102-1 


BGBl. III 102-1 


Die BRD ist nicht meine Heimat - die deutsche Staatsangehörigkeit ist ein NS-Gesetj I 

£■ Kommission 146 
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Quelle: 
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W 
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Fundstelle: RGBl 1913, 583 
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FNA 102-1, 
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FNA: 
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III 


Staatsangehörigkeitsgesetz 


Staatsangehörigkeitsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
102-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 13. November 2014 (BGBL I S. 1714) geändert worden ist 


Änderndes Gesetz bzw. ändernde 
Verordnung 

Datum 

Fundstelle 

geänderte 

Paragraphen 

Sammlung des Bundesrechts 
'(Bundesgesetzblatt Teil III) (BGBl 
III) 

1.1.1964 

BGBl III 
1964 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.1.1964 

Gesetz zur Änderung des Reichs¬ 
und Staatsangehörigkeitsgesetzes 
(RuStAGÄndG 1969) 

8.9.1969 

BGBl I 
1969, 

1581 

3 Nr 3 

(Aufhebung), 

6 (Aufhebung), 

9 (Einfügung) 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.1.1970 

Kostenermächtigungs- 
Änderungsgesetz (KostErmÄndG) 

23.6.1970 

BGBl 1 
1970, 

805 

38 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 26.6.1970 

Gesetz zur Änderung des Reichs¬ 
und Staatsangehörigkeitsgesetzes 
(RuStAÄndG 1974) 

20.12.1974 

BGBl I 
1974, 

3714 

4 Abs 1, 

10 (Einfügung), 

17 Nr 3 
(Einfügung), 

17 Nr 5 
(Aufhebung), 

26 (Einfügung), 

39 Abs 1 
Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.1.1975 


http://www.jurisde/jportal/portal/t/hhk/page/jurisw,psml?action=contro... 11.05.2015 
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Zuständigkeitslockerungsgesetz 

(ZustLG) 

10.3.1975 

BGBl I 
1975, 

685 

16 Abs 1 S 2 u 3 
(Einfügung), 

23 Abs 1 S 3 u 4 
(Einfügung), 

39 Abs 1 

(Umnumerierung), 
39 Abs 2 
(Aufhebung) 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.4.1975 

Ad optio nsgesetz (AdG) 

2.7.1976 

BGBl I 
1976, 

1749 

3 Nr 3 

(Einfügung), 

6 (Einfügung), 

13 S 1, 

17 Nr 4 
(Einfügung), 

27 (Einfügung) 
Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.1.1977 

Gesetz zur Verminderung der 

Staatenlosigkeit 

(StaatenIMindÜbkAG) 

29.6.1977 

BGBl I 
1977, 

1101 

10, 

18 (Einfügung), 

22 Abs 2 
(Aufhebung), 

24, 

25 Abs 1 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 6.7.1977 

Gesetz zur Neuregelung des 

Rechts der elterlichen Sorge 
(SorgeRNG) 

18,7.1979 

BGBl I 
1979, 

1061 

7, 

16 Abs 1 S 1, 

19 Abs 1 S 1, 

19 Abs 2 S 1 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.1.1980 

Gesetz zur Neuregelung des 
Internationalen Privatrechts 
(IntPRNRG) 

25.7.1986 

BGB! I 
1986, 

1142 

6 S 1 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.9.1986 

Gesetz zur Änderung 
asylverfahrens-, ausländer- und 
staatsangehörigkeitsrechtlicher 
Vorschriften 

(AsylVfG1992/AuslGuaÄndG) 

30.6.1993 

i 

BGBl I 
1993, 

1062 

4 Abs 1, 

8 Abs 1 Nr 2, 

22 Nr 2, 

38 Abs 2 
(Einfügung), 

38 Abs 2 

(Umnumerierung), 
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Justizmitteilungsgesetz und 

Gesetz zur Änderung 

kosten rechtlicher Vorschriften und 

anderer Gesetze (JuMiG) 

18.6.1997 

BGBl I 
1997, 

1430 
(2779) 
(1998 I 
866) 

38 Abs 3, 

39 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.7.1993 

19 Abs 1 S 2 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.6.1998 

Beistandschaftsgesetz (BeistSchG) 

4.12.1997 

BGBl I 
1997, 
2846 
(1998 I 
1660) 

19 Abs 2 S 2 
(Aufhebung) 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.7.1998 

Kindschaftsrechtsreformgesetz 

16.12.1997 

BGBl 1 

3 Nr 2, 

(KindRG) 


1997, 
2942 
(1998 I 
946) 

4 Abs 1 S 2, 

S, 

10 (Aufhebung), 

38 Abs 2 S 3 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.7.1998 

Gesetz zur Reform des 

15.7.1999 

BGBl I 

(Titeländerung) 

Staatsangehörigkeitsrechts 


1999, 

Inkrafttreten 

(StARefG) 


1618 

der Änderung 
am 1.1.2000 

3 Nr 4, 

3 Nr 4a 
(Einfügung) 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.8.1999 

3 Nr 5, 

4 Abs 3 S 1 und 2 
(Einfügung) 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.1.2000 

4 Abs 3 S 3 
(Einfügung) 
Inkrafttreten 
der Änderung 
am 24.7.1999 

4 Abs 4 
(Einfügung) 
Inkrafttreten 
der Änderung 


http://www.juris.de/jporta]/portal/t/hhk/page/jurisw.psml?action=contro... ] 1.05.2015 
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am 1.1.2000 

7 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.8.1999 

8 Abs 1 Nr 1, 

9 Abs 1 Nr 1, 

14 (Einfügung), 

17 Nr 5 und 6 
(Einfügung), 

25 Abs 1, 

25 Abs 2 S 3 und 

4 (Einfügung), 

28, 

29, 

36, 

37 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.1.2000 

39 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 24.7.1999 

40a (Einfügung) 
Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.8.1999 

40b (Einfügung) 
Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.1.2000 

Gesetz zur Beendigung der 

Diskriminierung 

gleichgeschlechtlicher 

Gemeinschaften - 

Lebenspartnerschaften 

(LPartEDiskrG) 

16.2.2001 

BGBl I 
2001, 

266 

9 Abs 1 EingS 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.8.2001 

Sechstes Euro-Einführungsgesetz 
(EuroEG 6) 

3.12.2001 

BGBl t 
2001, 

3306 

38 Abs 2 S 1, 

38 Abs 2 S 2, 

38 Abs 3 S 2 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.1.2002 

Zuwanderungsgesetz (ZuwandG) 

20.6.2002 

BGBl I 
2002, 

1946 

Dritter Abschnitt 
(Überschr vor 33) 
(Aufhebung), 

Erster Abschnitt 
{Überschr vor 1) 
(Aufhebung), 
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Drittes Gesetz zur Änderung 
verwaltungsverfahrensrechtlicher 
Vorschriften (VwVfRÄndG 3) 


21 . 8.2002 


BGBl I 
2002 , 
3322 


Vierter Abschnitt 
(Überschr vor 36) 
(Aufhebung), 
Zweiter Abschnitt 
(Überschr vor 3) 
(Aufhebung), 

1, 

3 EingS, 

3 Nr 5, 

4 Abs 2, 

4 Abs 3 S 1 Nr 2, 

5 (Überschr) 
(Aufhebung), 

8 Abs 1 EingS, 

8 Abs 1 Nr 1, 

8 Abs 1 Nr 2, 

8 Abs 1 Nr 3, 

8 Abs 1 Nr 4, 

8 Abs 2, 

9 Abs 1 Nr 1, 

10 (Einfügung), 

11 (Einfügung), 

12 (Einfügung), 
12a (Einfügung), 
12b (Einfügung), 

13 S 1, 

13 S 2 

(Aufhebung), 

14, 

15 Abs 2 
(Aufhebung), 

23 Abs 1, 

25 Abs 2 S 1, 

25 Abs 2 S 2, 

25 Abs 3 
(Aufhebung), 

28 S 1, 

29 Abs 4, 

37, 

39 (Aufhebung), 

40 (Aufhebung), 
40c (Einfügung) 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 0000-00-00 

38a (Einfügung) 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.2.2003 


http://www,juris.de/jportal/portal/t/hhk/page/jurisw.psml?action=contro... 11.05.2015 
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Zuwanderungsgesetz (ZuwandG 
2004) 

30.7.2004 

BGBl I 
2004, 

1950 

Dritter Abschnitt 

(Überschr) 

(Aufhebung), 

Erster Abschnitt 

(Überschr) 

(Aufhebung), 

Vierter Abschnitt 

(Überschr) 

(Aufhebung), 

Zweiter Abschnitt 

(Überschr) 

(Aufhebung), 

1 , 

3, 

3 Nr 5, 

4 Abs 2, 

4 Abs 3 S 1 Nr 2, 

5 (Überschr) 
(Aufhebung), 

8, 

9 Abs 1 Nr 1, 

10 (Einfügung), 

11 (Einfügung), 

12 (Einfügung), 

12a (Einfügung), 
12b (Einfügung), 

13 S 1, 

13 5 2 

(Aufhebung), 

14, 

15 Abs 2 
(Aufhebung), 

23 Abs 1, 

25 Abs 2 S 1, 

25 Abs 2 S 2, 

25 Abs 3 
(Aufhebung), 

28 S 1, 

29 Abs 4, 

37, 

39 (Aufhebung), 

40 (Aufhebung), 
40c (Einfügung) 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.1.2005 

Gesetz zur Änderung des 

14.3.2005 

BGBl I 

4 Abs 3 S 1 Nr 2, 

Aufenthaltsgesetzes und weiterer 


2005, 

8 Abs 1 S 2, 

Gesetze (AufenthG2004uaÄndG) 


721 

10 Abs 1 S 1 Nr 2, 




11 S 2 
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(2010 I 
1358) 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 18.3.2005 

Personenstandsrechtsreformgesetz 

(PStRG) 

19.2.2007 

BGBl 1 
2007, 

122 

4 Abs 3 S 2 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.1.2009 

Gesetz zur Umsetzung aufenthalts 

19.8.2007 

BGBl I 

2 (Aufhebung), 

- und asylrechtlicher Richtlinien 


2007, 

3 

der Europäischen Union 


1970 

(Umnumerierung), 

(EURLAsylUmsG) 


(2008 I 
992) 

3 Abs 2 
(Einfügung), 

4 Abs 3 S 1 Nr 2, 

7, 

8 Abs 1 S 1 Nr 2, 

8 Abs 1 S 2 
(Aufhebung), 

8 Abs 2, 

9 Abs 1, 

9 Abs 3 
(Aufhebung), 

10 Abs 1 S 1 Nr 1 
bis 6 und S 2 
Inkrafttreten 
der Änderung 
am 28.8.2007 

10 Abs 1 S 1 Nr 7 
Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.9.2008 

10 Abs 3, 

10 Abs 4, 6 und 7 
(Einfügung) 
Inkrafttreten 
der Änderung 
am 28.8.2007 

10 Abs 5 
(Einfügung) 
Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.9.2008 

11, 

12 Abs 1 S 2 Nr 2, 
12 Abs 1 S 2 Nr 6, 
12 Abs 2, 

12 Abs 3 
(Aufhebung), 

12 Abs 4 

(Umnumerierung), 
12a Abs 1, 
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13, 

16, 

22 Abs Bez 

"(l)" (Aufhebung), 

23, 

25 Abs 1, 

26 Abs 2 S 2, 

27, 

29 Abs 4, 

30, 

31, 

32, 

33, 

34, 

35 (Aufhebung), 

37 Abs 2 S 1, 

38 Abs 2 S 4 
(Einfügung), 

38 Abs 2 S 4 

(Umnumerierung), 

40c, 

41 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 28.8.2007 

FGG-Reformgesetz (FGG-RG) 

17.12.2008 

BGBl I 
2008, 

2586 

19 Abs 1 S 1, 

19 Abs 1 S 2 
(Aufhebung), 

19 Abs 2 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.9.2009 

Gesetz zur Änderung des 

5.2.2009 

BGBl 1 

17 

Staatsangehörigkeitsgesetzes 


2009, 

(Umnumerierung), 

{RuStAGÄndG 2009) 


158 

17 Abs 1 Nr 5, 

17 Abs 1 Nr 6, 

17 Abs 1 Nr 7 
(Einfügung), 

17 Abs 2 und 3 
(Einfügung), 

35 (Einfügung), 

42 (Einfügung) 
Inkrafttreten 
der Änderung 
am 12.2.2009 

Gesetz über die weitere 

8.12.2010 

BGBl I 

4 Abs 4 S 2 

Bereinigung von Bundesrecht 


2010, 

Inkrafttreten 

(BRBerG) 


1864 

der Änderung 
am 15.12.2010 
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Gesetz zur Umsetzung 
aufenthaltsrechtiicher Richtlinien 
der Europäischen Union und zur 
Anpassung nationaler 
Rechtsvorschriften an den EU- 
Visakodex (EURL/VisakodexUmsG) 

22.11.2011 

BGBl I 

2011, 

2258 

32 Abs 1 S 3 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 26.11.2011 

Gesetz zur Umsetzung der 
Hochqualifizierten-Richtlinie der 
Europäischen Union (HQRLUmsG) 

1.6.2012 

BGBl I 
2012, 

1224 

10 Abs 1 S 1 Nr 2 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.8.2012 

Gesetz zum Ausbau der Hilfen für 
Schwangere und zur Regelung der 
vertraulichen Geburt 
(SchwHiAusbauG) 

28.8.2013 

BGBl I 

2013, 

3458 

4 Abs 2 S 2 
(Einfügung) 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 1.5.2014 

Zweites Gesetz zur Änderung des 
Staatsangehörigkeitsgesetzes 
(RuStAGÄndG 2) 

13.11.2014 

BGBl I 
2014, 

1714 

29, 

34, 

41 

Inkrafttreten 
der Änderung 
am 20.12.2014 


© juris GmbH 


hrtp://www.j iiris.de/jportal/po rta]/t/hhk/page/jurisw.psrnl?action=conlro... 11.05.2015 
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Das Unionsbürgerschaft 

Das Unionsrecht verbietet Staatlosigkeit der Mitgliedstaaten! 


32 /. TtiL DieVfrfktsun^mhtt 

dann kann sic auch keine Staatsangehörigkeit haben. Das Ergebnis beruht dann 
auf vorgefaßten Begriffsdefinitionen, wie das in ähnlicher Weise häufig hei der 
Argumentation mit dem Souveräiiirätsbegriflf der Fall ist. Derartige Negarivaria- 
lystn tragen zur positiven Erfassung von Struktur und Gehalt der Angehörig¬ 
keit*;- und Mitgiiedschahsfragen in der Europäischen Union aher kaum erweis 
bei**. 

Das Gegenstück zu dieser negativ staarmrienrierren Betrachtungsweise ist 
eine Detnungspcrspekrivc, die man als nachsmatlkh bezeichnen kann. Der Ab¬ 
stand der Uiiionshurgersdiaft zur Staatsangehörigkeit eines Staates wird hier als 
Ausdruck einer genereller Entwicklungstendenz verstanden, die die Bedeutung 
der Staatsangehörigkeit relativiert oder beseitigt und zunehmend einen vom 
Staat abgelösten menschenrechtlich fundierten internationalen Bürgcrhcgriff, 
eine „global ärizenship* herausbihlei Anders als die negativ staatsorientierte 
Analyse versucht diese Deutung zwar eine Beschreibung des positivem Inhalts 

der Unionsbiirger schaff, Aber weil sie diese letztlich ak Ausdruck eines men- 
sehen rechtlichen Universalstatus versteht, trägt sie zur dogmatischen Durch¬ 
dringung dieses spezifischen Angehörigkeit*- und Mitghedschafe^erhälmisscs 
im Ergebnis cbenjalts nur beschränkt bei. Denn Angehörigkeit ist immer der 
Zügehörigkeitsstatus zu einem begrenzten, parrikulareti Gebilde, sei cs einem 
Staat oder einer Staaten Verbindung. Will die Amlyse hingegen von dieser ein- 
und ausgrenaenden Partikuhrität nbschen, so verfehlt sie das Charakteristische 
von /\jigehörigkeitsbezkliungtu 4f \ Das Besondere von Angehörigkeit und Bür¬ 
gerschaft ist gerade, daß sie innerhalb der jeweiligen Rechtsordnung einer be¬ 
stimmten Personengruppe eine spezifische Stellung zu weisen. Man kann diese 
Bündelung unienschicdlicher Rechte und Pflichten bei einer bestimmten Per¬ 
sonengruppe rcchtspolitisch Hir falsch haken. Denn die Rechtsordnung könnte 
durchaus ftlr die jeweiligen Sachbereiche - Aufenthalt, Wahlrechte, soziale 
Rechte etc, - gesondert fcstlcgen, welcher Personenkreis die einzelnen Rechte 
und Pflichte haben soll, ohne dabei an den generellen Status der Staatsange¬ 
hörigkeit iuuuknüpfcn. Sie verachtete dann auf die Abkürzung, die darin liegt, 

daß diese Rechte und Pflichten insgesamt an einen allgemeinen Status angekop- 
pdt werden 4 ’ - Solange die Rechtsordnung besondere Angehörigen rechte kennt 
und damit zwischen Angehörigen und NichcangfihÖrigeri unterscheidet, ist cs 
hingegen nicht möglich, einen spezifischen Angchörigkcits- und Mitglied- 


M GftuKitffxkfttik; C Tommtffnt, Staat*bürgmehaft-Uiiiandtijrgmdiaft-Weltbürger- 
setaift, in: Drcx! u. a, (Hrsg.), Eumpisriic Demokratie. 1999,5, 73 (W4 ffj. 

^ Vg|. dom näher umen ^ 9 VI, 5, 140 If. 

Dazu prägnant //. Burger. Paßwesen und Sujisbür^rschaft, in; HdndVSäUfCf (Hrsg.), 
Grenze und Staat. S. 3 (90). 

A7 Vgl dazu die Gnmdsarekriuk an der innerstaatlichen Bedeutung der Sraatsangriiiirig- 
keil tau 51 H. frgawky. Virgina Journal of Internationa] Law }*> (1 994). S. 2H> ff. 
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Kiipitfi / ; Dk htrkÖmtntidtett Kdttgöritn ßr A n£?hörtgkrtts&*£ifftur3gen 3 3 

schaftsstatus mit Kategorien zu beschreiben, die un ter schied .dos für alle Men¬ 
schen gehen sollen. 

Man erfahrt deshalb über die Unionsbürgmchaft wenig, wenn sieakNichc- 
sraatÄingeliöngkdi beschrieben wird, und wenig mehr, wenn sie als eine Art 
Vorgriff aufeine universelle Wdtbürgerschait erscheint. Greift die erste Betrach¬ 
tungsweise zu kurz, so greift die zweite gewissermaßen zu weit. Beide machen 
deutlich, daß eine Grundsatz.rcflcx km über die Aussagekraft der staatsbezogeneti 
Begriffe von Staatsangehörigkeit und Staatsbürgerschaft für die Union:;Bürger¬ 
schaft der Europäischen Union nicht zu entbehren ist. Ihr ist nicht dadurch zu 
entgehen, daß man die staatsbezogenen Kategorien wahlweise für allein maß¬ 
geblich oder für in der Tendenz überholt erklärt. 


Unionsbürger = Mitgliedschaft und Bürgschaft in einen Firmenkartell 
Weltbürgerschaft der Neuen Welt Ordnung der Faschisten (4./5. Reich) 


33 


Tothschild. 

i 


wiederholt sich 


Reichsangehörigkeit Heimat Ru StAG 1871 


[884 Kolonteen unmittelbar 

Unmittelbare KolonieAng. 


Heimat RoStAG 

1914 

1919 Kolonie SprichJkhöEirifuhmrig 


Heimat Urkunde 

146 

1933 Kolonie SprdctdkheEiiüiihrijnji 


deutsche Staatsangehörigkeit 

Kolonie Deutschland 

Gleichschaltung 

• 

R=$tAG 1934 

unmittelbare deutsche StaatsAng. 

1946 Zwangsangehörigkeit bleibt bestehen 
unm. deutsche Staatsangehörigkeit 

Militärische Anordnung 


1949 Kolonie BRD 


unm. deutsche Staatsangehörigkeit 

1959 BGBl. TU Sprachliche Einfühlung 


ReStAG 

t 

Täuschen R=StAG 

1914 

IIL Reich unm. deut StAng. 


1934 

Kolonie EU 

"Globale Weltbürgersehuft 


UuStAG 

UnionsbürgerKchaft* 

1992 

Staatlos Gleichsehafaug 


08.12. StAG 

2010 

Unmittelbare *Staatlosigkeit 

• 

IIL Reich U-StAG 

2010 


RRD-Bewohner sind der Meinung, das Grundgesetz sei das Beste in der ganzen Welt. 
Das stimmt: der Seblußartikel 146 macht das Militär Grund Gesetz ungültig. 

Setzt den Art. 146 GG um und befreit das deutsche Volk von der NaZi-Tyrannei. 


Immanuel Kanl und der kategorische imperativ 
Wenn der Gegner etwas sagt, meint er das Gegenteil 
Die BllD vermeidet Staatenlosigkeit 

^UnmnsbLirgerschaft - Globale Weltbürgerschaft = 
- Nichtstaatsangeharigkeit - Staat losigkeit 

Föderalismus = Faschismus 
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Staatsangehörigkeiten 


Reichsangehörigkeit 

• 

• 

Heimat RuStAG 

1871 

1884 Kolonieen unmittelbar 

Unmittelbare KolonieAng. 

• 

• 

Heimat RoStAG 

1914 

1919 Kolonie sprachliche Einführung 



Heimat Urkunde 

146 

1933 Kolonie Sprachliche liinfühiung 



deutsche Staatsangehörigkeit 

Kolonie Deutschland 
Gleichschaltung 

• 


R=StAG 1934 

unmittelbare deutsche StaatsAng. 

1946 Zwangsan gehört gkeit bleibt bestehen 
unm. deutsche Staatsangehörigkeit 


Mi l i täri sehe Anordnung 


1949 Kolonie BRD 



unm. deutsche Staatsangehörigkeit 

1959 BGBL 111 SprdthliriicEinfiilu'uiig 



ReStAG 

t 

Täuschen R=StAG 

1914 

111. Reich unm. deut. StAng. 



1934 

Kolonie EU 
* Gl obal e W el tb ürger scha tt 

• 

• 

UuStAG 

Unionsbürgerschaft* 

1992 

W. L t 1 rtO jüit j 1 * l~h i 1; f i ■ rt er 

LJ* Ldüi lUö IVrt&vijUE1 U-lIg 



08.12. StAG 

2010 

Unmittelbare * Staat!osigkeit 



III. Reich U=StAG 

2010 


BRD-Bewolmer sind der Meinung, das Grundgesetz sei das Beste in der ganzen Welt. 
Das stimmt: der ScMußartikd 146 macht das Militär GrundGeselz ungültig. 

Setzt den Art, ]46 GG um und befreit das deutsche Volk von der NaZi-Tyrannei. 

Immanuel Kant und der kategorische Imperativ 
Wenn der Gegner etwas sagt, meint er das Gegenteil 
Die BRD vermeidet Staatenlosigkeit 

*Umonsbürgerschaft " Globale Weltöürgerschaft - 
= Nichtstaatsangehörigkeit - S+aatlosigkeit 

Föderalismus = Faschismus 
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■ Unmittelbare deutsche,, Staatsangehörigkeit 


Reichsangehörigkeit Heimat RuStAG 1871 


1884 Kolonieen unmittelbar 



Unmittelbare KolonieAng. 


Heimat RoStAG 1914 

1919 Kolonie Sprachliche Einführung 


Heimat U rku ndt 146 

j 1933 Kolonie Spr^hUchcEüiSiluttiig 


deutsche Staatsangehörigkeit 

Kolonie Deutschland 


R=StAG 1934 

Gleichschaltung 


unmittelbare deutsche StaatsAng. 

1 946 Zwangsangehörigkeit bleibt bestehen 
unm. deutsche Staatsangehörigkeit 


Militärische Anordnung 

1949 Kolonie BRD 


unm, deutsche Staatsangehörigkeit 

1959 BGBl. ITT sprachliche Einführung 


KeStAG 1914 

♦ 

Täuschen R=StAG 1934 

III, Reich unm. deut. StAng. 

• 

Kolonie EU 

• 

UuStAG 1992 

^Globale Weltbürgerschaft 


Unionsbürgerschaft* 

Staatlos Gleichschaltung 

X 

08.12. StAG 2010 

Unmittelbare *Staatlosigkeit 


ni. Reich U=StAG 2010 


BRD-Bewohner smd der Meinung, das Grundgesetz sei das Beste in der ganzen Welt. 
Das stimmt: der Schlußartikel 146 macht das Militär GrundGesetz ungültig. 

Setzt den Art. 146 GG um und befreit das deutsche Volk von der NaZi-Tyrannei. 


Immanuel Kant und der kategorische Imperativ 
Wenn der Gegner etwas sagt, meint er das Gegenteil 
Die BRD vermeidet Staatenlosigkeit 

^Unionsbürgerschaft = Globale Weltbürgerschaft = 

= Nichtstaatsangehörigkeit - Staatlosigkeit 
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Tothschild zerstört die Heimat 



Reichsangehörigkeit 

• 

• 

Heimat 

RuStAG 

1871 

1884 

Kol oni een unmittelbar 

i 






Unmittelbare KolonieAng. 

• 

• 

Heimat 

RoStAG 

1914 

1919 

Kolonie Sprachliche Eibftihruriß 



Heimat 

Urkunde 

146 

1933 

K 0 1 OH l e Sprcu: Küche Einführung 

m. 


deutsche Staatsangehörigkeit 


Kolonie Deutschland 

Gleichschaltung 

• 


R=StAG 1934 

unmittelbare deutsche StaatsAng. 

1946 Zwangsangehörigkeit bleibt bestehen 
unm. deutsche Staatsangehörigkeit 


Militärische Anordnung 


1949 

Kolonie BRD 

• 


unm. deutsche Staatsangehörigkeit 

1959 

BGBl. III Spra chtfcbe EmfTihrunf, 

• 

■ 


ReStAG 

Jk 

1914 


III. Reich unm deut. StAng. 

• 


T [tuschen 

r 

R-StAG 

1934 


Kolonie EU 
♦Globale Weltbürgerschall 

• 

• 

UuStAG 

t Jni on sbü rgers cha fl* 

1992 


Staatlos Gleichschaltung 


m 

08.12. 

C^A(j 

2010 


Unmittelbare *Staatlosigkeit 

• 


ni. Reich 

U=StAG 

2010 


BRD-Bewohner sind der Meinung, das Grundgesetz sei das Beste in der ganzen Welt. 
Das stimmt: der Schlußaitikel J4ö macht das Militär GrundGesetz ungültig. 

Setzt den Art. 146 GG um und befreit das deutsche Volk von der NaZi-Tyrannei. 


Immanuel Kant und der kategorische Imperativ 
Wenn der Gegner etwas sagt, meint er das Gegenteil 
Die BRD vermeidet Staatenlosigkeit 

*Unionsbürgerschaft = Globale Wel+bürgersehaft = 
- Nichtstaatsangehörfgkeit = Staatlasigkeit 

Föderalismus = Faschismus 


Die BRD hat durch Statenlosigkeit die Mitgliedschaftvorraussetzung zur Europäischen Union verloren! 
Alle Veträge mit der BRD sind dadurch rückwirkend gebrochen - nichtig! 

Der gelbe Nazi- Staatsangehörigkeitsausweis der BRD 
= Status staatenlos- entmachtet im 4. Reich 
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 



Staatsangehörigkeitsausweis 


Y*mafraH*iJ. £ b m&JwlMm*, Cebunirmm» 

QeiiüffjM am JST 

WoMfiüM 

lat deutscher) Siaaisangetiörigsfr). 
Dieser Ausweis gilt bfs £um 

“entfällt- 


0 », Efcpturfi 

Anklam, den 24*02.2009 


Landkreis Ostv o rpommern 
-Die Landrätin- 




Art Nr &0 0Q5 


££. Bur dtfutruciMiiR-] 
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B u fi tfas v0 rw»l iung5 a mf 


EStA Register 


Registereintrag 


Nr. 3652225 



NutuHITW 

Vorname 
Geburtsdatum 
Geschlecht 
Gcbuclscrt 
Gcburtssteat 
GcbiirT.'inarnc 
Ffüh^H^lMianwn 
Frühere Vornamen 
Weitere Namen 
OnJensnirine 
Kürütl «uarne 
Op rtousp nichtiger 
■ Fingestellt am ■ 

Eingcfl tci Jt durch 
- Ring«teilt für j ■ 

Letzte Aklua lisieruing am 

Letzte Aktiütuienrng. dtuch 
Letzte Aktualisierung für 




Ludwigslust 
Deutsch] and 


Nein 

2I.U.2013 1735 

670600 ELtibD LK Ludwigsluit • Pan.lL Ij eL 
21.11.2011 J7:2S 

670600 FinbQ LK Ludmgsllifi - Firutiuii 




V nt Scheidung 
CWuni 

form der Entscheidung 
Wirksam gerwördert k ' . 

Gültig bis 

: 'Deutsche Siutsuieeharlglctft erwarben 
tun 

* ■ ,»^y■*’!.•- 

Erworben durch 


Feststellung positive Entscheidung 

ai.uitya 

S Lutsan gehürigke i t&uu iwei j 


Anschrift Slut 
Aktenzeichen ... 

Altei Aktenzeichen 
Alte tkhtoenleobeieichnung 
Eingnldlf um 
Kinjntemdjfdi 
EmgcitclEl dir 
Letzte Aktualisierung am 
Letzte Aktualisierung durch 
Letzte Aktufll irienwg ftkr 


Geburt (Abstammung), f 4 Aba. I (Rti}5lA<j 


Deutschland 

32;H5-SteAui*-14/2013 

'Hi "iu-JSSSSS^^ 

2I.IJJ0IJ 17.}} 

670600 Einbö LK Ludwigslust - Furch im 
2U 1.2013 \7J$ 

670600 E rnbO LK - Pambim 




£©1 


Hfc?-'' • giß 'r MiSt ? 


Kerne nicht identischen vorhanden 


Beweisl StAG Fälschung im EStA Register Bundesverwaltungsamt Köln 
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 



Staatsangehörigkeitsausweis 


Vortianifl(nX Familtonn*mti. QutjurürimB 


geboren am 

ln 

Wonne 

Ludwigslust 


Ludwifi slust _ 

Ist deutsche^) Staatsangehörige!/). 
Dieser Ausweis gilt bis zum 

-i- 


Ort. Datum 

Parch im, den 21. November 2013 

Landkreis Ludwigslust-Parchim 
Der Landrat 

-Staatsangehörigke itsbehör d e- 
Im Auftrag 



Pietz 



Beweis2 StAG Fälschung durch das Bundesverwaltungsamt Köln zusammen mit der 

Verwaltung Landkreis Ludwigslust - Parchim 

Mißbrauch der Migration als Gleichschaltungswaffe der Faschisten 
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

R=StAG 



Einbürgerungsurkunde 


Vcrrvimc(nK Fomiiienrame. Geüurtansne 

geboren am 


Wolj:ort 


Damaskus 


hat mit dem Zeitpunkt der Aushändigung dieser Urkunde die deutsche Staatsangehörigkeit durch 
Einbürgerung erworben. 


Die Einbürgerung hat sich i 


n die deutsche Staatsangehörigkeit 


Oft Daum 

Darrnstadt. den 


20. März 1984 


Kolonieangehörigkeit 


Der Regierungspräsident in Darmstadt 

Im Aufträge 


(Scharf) 




Der Höhepunkt der Integration in Deutschland 


41 













BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

U=NStAG 



Einbürgerungsurkunde 




im 





it* t df ZfifpudU Au>^4n^g%rg <5*nwf UfkiTfcM d e (brth 

e r* f r i 



Ort Ct 4 ^ 

28 . 01.2000 


Nicht Staatsangehörigkeit 


Im Aufträge 

Glaubhaftmachung 



*-i*g*?hind*;* 4 ts 








Warum heißt es eigentlich Grundgesetzfiir die Bundesrepublik 
und nicht Grundgesetz der Bundesrepublik? 


1 lier erst einmal ein optischer Urkundenvergleich zum Ausweis der „Deutschen Staatsangehörigkeit“: 



EJLfW □ £ 3 fl CPU□ LJK DEUTSCHLAND 





— pi it r«r 

-ifrtttitt-. 


ir-sini b tri J(,Ur -nn-] 


JÜ^ 





DER SPIEGEL 


Grundvertrag der Deutschen 

E^| lrl|*P <|- ÜJ Pi >1*1 m Uw 

#!M* i.* ■ « x i. #-* 44I4U. i.l-.-i i |. Hf f| 



Das 3. Reich läuft PEFEKTIONIERT nahtlos weiter... 
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•DEmiTYCAHD VORLÄUFIGER PERSONALAUSWEIS GARTE D'IQENTTTE 

„U..K iruYftthLAfc'o',, 

'ß * " K - äsV-ri'S .f i; ** ■■; iv,v r 

' -fJamc.f Scrnama/Nom 


i5s&S?i"vSäff i&SäSSfc 

n ri : v.. . 

I erika ; y'iS.:f;-— 

■ .S^^urtftaa u n a , ors; Q*»*. and ! A»! e;de 

■*”" v. . 7 . '. : Ä. 


? r bJ 3t U fcd ö ü f^O f, fe i. 


PÜPfi 

p.^l3#E#1P 


—T A HEIDE STR* 


■pftasdärfü^£t*r# ÖF isme/Pvtei 

rs .11 .2010 


Untersctirih der jnhabenn/dea Inhabers;- Sr^natu/g of beerer - Signature.de laTI'jiftlre/du .Mtuteir* 

,--* ./ . JU. J _ 




ITD<<MUSTERMANN<<ERIKA<<<<<<<<<<<<<< 


Jeder Deutsche und eingebürgerter Migrant ist nur noch staatenlos- vogelfreies 
Personal-Angehöriger in der BRD- EU- Nazikolonie (Roma- Sinti Status „DEUTSCH“ 

1934) 


EU- Projekt 4. Reich = die staatsrechtliche Ausdehnung des 3. 

Reiches auf Europa 
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Personal-Ausweise des 4. Reiches der Europäischen Union - Mitgliedsstaaten 


»Beispiele fiir die schleichende Ausdeh¬ 
nung dieses Übels auf die EU:# 

Hier der neue Ausweis für Österreich. Staats¬ 


angehörigkeit der Person nicht mehr explizit er¬ 
wähnt und auch schon einmal zürn Personal ge¬ 
worden. 

Personal und Hehlerin? 


PERSÜNAUUSWEäpEPUBLlK ÖSTERREICH 



iJMf: .‘«Mhü'NuiaX IV* 

«wo m 


"viMl taA i5jt> taüi-l 

&fl.Q 9 .fS 71 




>mr 



• J, ■■ ■■ 










BELGIEN BELG1QUE BELG iE 



BELG! UM 


.|fcLT-UJiNTir& SH’HTlTEl'FSKAAftT lönNTrTY CJiRtj 

m- 

^ir 


; F¥*iw MJi fl«" 

BuL^'ort 01 .DEZ. : 2«5 


fibcfryn^ Stal^wrin 
Awt**v ✓ 35 ÄST'" 
0ÖMMMJ1-W 


fflttio wi ■ hm/ V*Sä*ma - i*tif . ■;-> -■ 

M.01 JWW-IH Ü-1 PdiM 



UNIONE EUROPEA REPUBBLICA ITALIANA 
PASSAPORTO p * ^ftl 

UNIONE EUROPEA 


REPUBLICA ITALIANA 



MILANO REPUBLICA 
2b FEBRUARY BGm 

ES FEBRUARY 201^ 


ITALIANA 

MILANO 


P<ITLAD0NE<<I 


I<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<< 
[<<<<<<<<<<<<<<<<<<<<< 


Folgen für die Betroffenen: 

Roma und Sinti - Status Vogelfrei: 

= ausgestoßen, keine Rechte und kein Eigentum mehr besitzend. 

Bedeutungen: 

[1] im Mittelalter: als Strafe vom Reichsacht betroffen; ausgestoßen, keine Rechte und kein 
Eigentum mehr besitzend - 
Herkunft: 

[1] Zusammengesetzt aus Nomen Vogel und Adjektiv frei. Fälschlicherweise wird diese 
Kombination oft mit der Redewendung „frei wie ein Vogel sein“ gleichgesetzt, die aber etwas 
völlig anderes aussagt. Vogelfrei ist so zu verstehen, dass der Ausgestoßene so wie ein 
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Vogel von jedem frei gejagt und getötet werden durfte. Das Wort ist ein feststehender 
Ausdruck seit dem 16. Jahrhundert.[1] 

Sinnverwandte Wörter: 

[1] ausgestoßen, geächtet, rechtlos 

Beispiele: 

[1] Seit er vogelfrei ist, wird er überall verfolgt. 

[1] Vogelfreie Menschen konnten ungestraft getötet werden. (Mordacht) 

[1] „Und kurz darauf beschließt er, heimzureiten, obwohl er nun vogelfrei ist.“[2] 

Quelle: http://de.wiktionarv.org/wiki/voqelfrei ) 


Staatsangehörigkeitschlüssel für Deutschland gelöscht = 0 
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Statistisches Bundesamt 


DülSTATIS 

wissen,nuS/rn ( 


Staatsangehörigkeits- und Gebietsschlüssel 

Stand 01.08.2006 


Inhaltsverzeichnis 

1. Voibe meikungen 

2. Alphabetischer GebietsschLfcsel 

3. Svstemaöscher Staatsangehörigkeit^-und Gebietsschlüswl 

h r Ah hängige bzw. unselbstständige Gebiete 

5. Änderungen der Schreibweise und Sdilüsselnummem 

6. Fußnoten 


Fachliche Informationen zu dieser Veröffentlichung:körnen Sie direkt beim Statistischen Bundesamt erfragen: 
Gruppe VI K T#lffen: -iö (0)6 Ü I 75 20 2t: Fa* +49 (0)61 W 72 40 CO Mer E-Mail: 

mi u ikyj-fl 1 d essa ti -5 .de- 

© Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 2006 

V#wT*tf*ltifun( und Vtrbncfaurf, auch umupwii», mit Quefienanfibe [esu?»?. 


...kein Eigentum besitzend ... Die Enteingnung der Deutschen 

Beispiel: Den Deutschen gehören nicht am mehr die Kraftfahrzeuge 
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Europäische Gemeinschaft 
Bundesrepublik Deutschland 

Zulassungsbeseheinlgurig Teil I) 

{F-abrreu^brtef> 


Cg) 


Pornvso'de cwcutec&a Psrte ir / Osvftfßerä o rcg^öttci - Ci« 0 / Rrvii5irerm$satt£sL UcJ U /■ftcg«.erfi€fira ! stuni*ius. Os» 0 /a&w ^n/ 

fteoiMratKWt c^'ifls&te, Pan U / Öertiffcttt tfimrrjtiicubtipn. Parts II / CartA di drcoiasione. FMrtc II / Jto^iairilcijas apteciba. IL da]a / 

Regtonwjo* Hydilärös. H cfolfe / R^sHri-enasdäy. L-Mst / jöärtif&at.ta' R«A*tr.v«jonl. ft-a Parti / Kw-ik^bc-wirr, Deel 11 1 Dow&J Rfijestracyjny. C?.^ II / 
Ccr«rf«c»riode wairfcul». Par.c fl/ösvfidccnie o:evStersrii.Cast'8/Promstnoda^Mjenj«.Del H/•RekisvsrÖitstftodBstius.-Ösa II /Rsgäsireriogsbeviset,Oc-1 u 


Diese Bescheinigung nicht im Fahrzeug aufbewahren! 



Der Inhaber der 2üla^ung$be&h&nigurKj wird nicht al s Eigentü mer des Fahrz eugs ausgowieson. 



7 .A. 


KreisVerwaltung 
Germersheim 
LuitpoldpLatz 1 
6725 Germers hei in 

/ 
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Kreisverwattung 
Gerraersheim 
. LuUpoldpUtz 1 | 
/ 16,10.2006 
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f|1c tf=, Vvl.-.Vi»!# da. J 5ir4Ö*#r.-E J ’k*l , ir bei di# J-U'.rl-ii 1/, ’^-Z^h (i+*j■;■, Ltfj ■Jfc t. 4*t Fl/’i^xm^ S<iftc<V r .|arV^<yT r.Jtfcyi >!■;. C». 'i.lv.Ii.n.j 

XWJri^'iL L^vl -jk' ^T.Lli'l'iif:^ \ ’rt#i jj^rip Ti?.i ijptfü . ihn' r<*T"/f^ri "ft» S l? fl Ser. VE r&yib>r r'vf.milGJiPM Vft 

(in! -i;,- -Vc!->!^-i. , "-J' ! 1 t«ju{<g '>1£■■■, Vjrtwvog ^i- **i? g^fcq > it VV Mfh■ y *■.!■> ■ v&^no « flichfc 1 « «A*.! . a* -A M»fflfh*rt v. ■ > > in Pp.^i -?:i g^ft^w-eyh wird W c#i' 

#iUWH.h-V.jrdf ■'*':■ iliil Vcr*. ’>r IfftTiSA, ILI <-fr ZuLbfx i-j-JT »’C,!' iT^- psfir iwi.j” . ,if.| V-- i v|-- n i‘: lniil 1 1 -"-| Tf-iä l! ,v Im. .. -■! ■ .-■ y-n. h!l«riV-iLdi'j lilLdjdAefl eT'.-i «iTilih *~v 


Beispiel: Kein Grundeigentum - deutsche Grundbuchämter privatisiert 
Grundbücher wurden geschlossen und sollen vernichtet werden 
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Amtsgericht Hagenow 



AmtgfiflMfl H^ganaw. 


Herrn 

Rüdiger Klasen 
Wittenburger Str. 10 
19243 Püttelkow 


Tür Rückfragen 
Bearbeiter: 


Klapps 

Q3383 6170-31 
G3SS3 72 8t 41 
5 . 


Telefon: 

Telefax: 

Zimmer: 


Ihr Zeichen 


bei Antwort bitte an geben 
Akten-/ Geschäftszeichen 
Seddin Btatt 244-16 


Datum 

11.2.2013 


E i ntrag u ngsnaehri c ht 


Sehr geehrter Herr Klasen, 

in den Grund buch blättern, die nachstehend aufjgeführt sind, wurden Eintragungen vorgenommen. 
Der Wortlaut der Eintragungen und die genaue GrundbuchblattstelJe sind zu Ihrer Kenntnisnahme 
nachstehend ausged ruckt. E$ wird empfohlen, den Inhalt der Eintragungen auf Richtigkeit und 
Vollständigkeit zu überprüfen. 


Mit freundlichen Grüßen 

Amtsgericht Hagenow 
- Gmndbuchamt - 


Diese Mitteilung wunde maschinell erstellt und Ist nicht unterschrieben. 


Hausanschrift 

Amtsgericht Hagenow 
MOHner Straße 51 a 
19230 Hagenow 


Öffentliche Verkehrsmittel Kommunikation 


Sprechzeiten 

Mo-FrS-12 Uhr 
Dl 9-17.30 Uhr 


Telefon: 

03063 5170*0 
Telefax 
03B83 72 01 41 


Seite 1 von 4 
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Anlage 


Angaben zum Eigentümer und den betroffenen Flurstücken (soweit betroffen): 


Grundbuchbezirfc Boddin Blatt 244: 

Aktuelle Eigentümer: 


Historische Eigentümer: 

Scharfenberg, Dietrich 

Scharfenberg, Inge-Lore 

Grundbuch bezi rk Wittendörp Blatt 755: 

Aktuelle Eigentümer: 

Scharfenberg, Dietrich Siegfried Hermann Gerhard, Wittenburger Straße 
3 S 19243 Püttelkow 

Scharfenberg t Inge-Lore Regina, geb. Theil, Wittenburger Straße 8, 
19243 Püttelkow 

Grund buch bezirk Wlttendärp Blatt 1035: 

Aktuelle Eigentümer: 

Hlnners-Krogmann, Ferdi Josef, Südring 11,49393 Lohne 

Schwertmann, Dirk Stefan f Handorfer Str. 43, 4945t HoEdorf 


E intrag u ng sbe kanntmach ung 


Aufschrift " ” ' Boddin 244 

Wegen Änderung des Grundbuchbezirkes geschlossen 

und auf Wlttendörp Blatt 755 umgeschrieben 
aml 1.02.2013, 


Klapps 


Aufschrift 

Wittsndörp 755 

Dieses Statt ist an die Stelle des geschlossenen 


Grundbuches Boddin Blatt 244 getreten. Eingetragen 

am 11.02.2013. 


Klapps 



Bestandsverzeichnis (Spalten 1 bis 4) Wlttendörp 755 

LNrE 

LNrG 

Gemarkung,F1urstüc 

IWirtschaftsart und Lage 

Größe 





m a 

1 


PütteEkow 

Flur 3 

Flurstück 69 

Gebäude- und Freifläche. 

Erholungsfläche 

Wittenburger Strafte 10 

1 170 


Seite 2 von 4 


Beispiel Zwangsbelegung privater Wohnungen mit Migranten 
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3^SS*==: 

Wie Sie der ^fely^JleiiP/ts^emmjfrtiT.eri haben, r*k fr™ die feurnffftn ift&ranse* L*wir ;- v>»k«. n 

1««,«:^ «Id* «eh» w». um 2*h| der 

j«h^^^hT wtt tr <,brtn ' i r s “ Mr *^ b "" *** <** *• «« iw» wum, 

fh Efirtfn W prüfen uwicn nierttr I.^n .„ aW AniqM dei herunm ,n dt» kamtatamrt,,^,, 

tJtiJtCi ’ kh W&hnMum In der fiefel ziehen U qm MMmauni Je nwi ** s0»*n ^ 

WdliHMm|r PwvH.eurVMtMttinBlMbMi,Ifrienhilf* wntehend«fee. fethiferot »11.*,^^.,.,» * ir q d.e JhiM»«'«, 

ten A^vfÄWwtriwrn iiiihftf Wcthn*in( ftüt-A’end^, ^ ^ 

Am Beiipler eines 3- Haiüfids#*; 

EXrr Utohflttum betragt Ö5 qmlbeMttf Uum« oftr* Küche, Fiur und B*dJ. 3 i^*en*n J6 q.n : j jl ],' qm J. l« m kU ** Him.i 

niKh 29 Ejm fGS qm - JS qmj WafcrirSiifPI fiir di'# Unr*rbbMm Alyltwwsibm Wir Vurfüguftg 


Beispiel Geldentzug - Bargeldverbot 



BARGELDVERBOT 
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IM BUNDESMINISTERIUM DER FINANZEN 



Hier wird das 




Wir-kontrollieren-Dich-Kreditkarte 

Wir wissen wo Du bist, was und wann Du kaufst LEndjrten Du bezahlst. Parierst Du 
nicht sperren wir Dir Dein Konto? Danke dass PU es uns so leicht machst! 


0123 fSbil 

t triflln mfliili 


3323 H5bl 

imm in 1 

IIONTH/YEAR 


SYSTEMSKLAVE SVEN SCHLAFMÜTZE 


vflwvy.mach-die'Wgen^auf-iind-tu-wawJp 


die staatenlos- vogelfreie Deutschen ...können ungestraft überall verfolgt... werden. 

Beispiel Erzwingungshaft wegen OWi- Geschäftsmodell 
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Erzwingungshaft für Parksünder 
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Beglaubigte Abschrift 


dr n . '^ j Tdi 

Amtsgericht Ludwigslust 
- Zweigstelle Parchim - 

Haftbefehl 


ln der Zwangs volfstreckgngssache 

Oberfinanzdirektion Niedersachsen, - Zentrale Vollstreckungsstelle Schlossplatz 3,26603 
Aurich, Gz.: 1452803100250 (LBV 36.35) 

- Gläubigerin - 

gegen 

Rüdiger Hoffmann, Wittenburger Straße 10, 19243 Püttelkow, Gz.: OFD OWi 172015 

- Schuldner - 


erlässt das Amtsgericht Ludwigslust, Zweigstelle Parchim durch den Richter FeBert am 
29.02.2016 folgenden Haftbefehl: 


Auf Antrag der Gläubigerin wird gegen den Schuldner gemäß § 802g ZPO die Haft angeordnet, 
um die Abgabe einer Vermögensauskunft gemäß § 802c ZPO wegen einer Forderung in Höhe 
von € 35,00 zzgl. Kosten aus 

d. Vollstreckungsersuchen d. Oberfinanzdirektion Niedersachsen vom 11.09 2014 (GZ' 
1452803100250 (LBV 36.35)) 

zu erzwingen, weit der Schuldner in dem zur Abgabe der Vermögensauskunft bestimmten Ter¬ 
min am 26.01.2015 vor dem zuständigen Obergerichtsvollzieher Nebbe unter dem Geschäftszei¬ 
chen DR II 1155/14 die Abgabe der Vermögensauskunft ohne ausreichenden Grund verweigert 
hat. 


Rechtsbehelfsbelehrung: 


Gegen den Haftbefehl kann die sofortige Beschwerde (Im Folgenden: Beschwerde) eingelegt werden. 
Die Beschwerde ist binnen einer Notfrist von zwei Wochen bei dem 




Die staatenlos- vogelfreie Deutschen können ungestraft überall.... getötet werden 

(Mordacht) 


Das EU- Personal ist zur Beseitigung freigegeben: 
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EU-Todesstrafe bereits seit 11. September 2001 (Nato 
Bündnisfall) scharf geschaltet! 


★ 

★ 

★ 

★ 

★ 

★ 

★ 

★ 

★ 

★ * 


über itub bet 

Xube§f±ra^e. SSirn 29. %Räx% 1933- 

Sie fReiehgtegierung t)at bag folgettbe ©efefe bt* 
fcbEoffeu, bas hiermit fceitünbet ttüxb: 

§ 1 

§ 5 bet Serorbnung be@ !Räch§£tü[iberttm 311m 
@cf)nfe tion Soll imb ©taat toom 28. ge&tuax 1933 
(*ftekh3gefe|6L X ©* 83) gilt and) für ^aien, bie in 
bet geit ^tiijdjen bem 31* gamiar unb bem 28. ge- 
brxtat 1933 Begangen (mb. 

§ 2 

gft jemanb teegen eineg gegen bie Öffentliche ©ichex* 
r>eü gerichteten ©erbrechend 311m %obt berutieift, Jo 
farm bie Regierung bed Reichs ober bed Oanbeg, 
buxtf? beten fethötben ba@ Urteil 311 boUftreefen tft, 
artDibneri; bafs bie ©Dltftreehmg burch Erhängen 
erfolgt. 

SSerlirE; ben 29* £Diü x% 1933* 

Set -Jteich&fanglex 
Stbolf Eitler 

^nx ben ER.Eic£j^mircif£bei 3 u f*^ 

SD er ©tellbertTeier be§ SieirfjSJangterä 
ijott Ipa^eB 


Gesetzliche Grundlage der EU- Todesstrafe 


Militär-Grundgesetz für die BRD 
Artikel 102 (Abschaffung der Todesstrafe) 

Die Todesstrafe ist abgeschafft. In West-Berlin am 20. Januar 1951 

Todesstrafe in Deutschland stillschweigend wieder eingeführt! 
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Die Todesstrafe in Deutschland ist seit dem 8.9.2009 durch die Hintertür der Lissabonner 
Verträge wieder eingeführt worden: 

www.mmnews.de/Bundestag-peitscht-Todesstrafe-durch 



Unabhängige Bürgerinitiative 
für eine Volksabstimmung über den EU-Vertrag 

EU-Vertrag bedeutet das Ende des Rechtsstaates! 

Todesstrafe Gleichschaltung EU = StAG 1934 

Durch den Vertrag von Lissabon wird aus Europa ein europäischer Bundesstaat, die EU steht 
dann rechtlich über den Mitgliedsstaaten. 

Jose Barroso, Präsident der Europäischen Kommission, vergleicht diese entstehende EU mit 
einem Imperium. Er betont dabei, dass es einen ganz wesentlichen Unterschied zu den 
bisherigen Imperien gibt, nämlich, dass diesmal die Mitgliedsländer freiwillig (Privatisierung, 
Globalisierung, Entstaatlichung) ihre Souveränität aufgeben. 

Entsprechend gehen viele Befugnisse an die Macht in Brüssel. 

Todesstrafe 

Wird die Todesstrafe wieder eingeführt? 

Ein viel diskutiertes Thema. Wir möchten dieser Frage hier auf den Grund gehen. 

Worum geht es? 

Mit dem Vertrag von Lissabon wird die Charta der Grundrechte rechtsverbindlich. Im Artikel 2 
dieser Grundrechtecharta steht unter (2): 

Niemand darf zur Todesstrafe verurteilt oder hingerichtet werden. 

Das Problem liegt im "Kleingedruckten", in den sogenannten Erläuterungen zur 
Grundrechtecharta. Da steht: 

"Eine Tötung wird nicht als Verletzung des Artikels betrachtet“, wenn es erforderlich ist, 
"einen Aufruhr oder Aufstand rechtmäßig niederzuschlagen". 

Die zweite Ausnahme, wann die Todesstrafe verhängt werden darf: 

"Für Taten in Kriegszeiten NATO Bündnisfall 9/11" 

oder bei unmittelbarer Kriegsgefahr." Was bedeutet unmittelbar! NATO 

Bündnisfall 9/11" 

Das heißt, in der Grundrechtecharta und damit dem Reformvertrag ist die Todesstrafe nicht 
mehr grundrechtswidrig! Eigentlich ein Skandal. 

Politiker reden sich gerne raus, indem sie argumentieren, die Todesstrafe werde damit ja (noch) 
nicht eingeführt. Dies stimmt zwar, ist aber gar nicht der Punkt. 
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Würden Sie einer Verfassung zustimmen, in der die Todesstrafe nicht mehr verboten ist und 
sich mit dem Hinweis begnügen, dass dies ja noch lange nicht bedeutet, dass die Todesstrafe 
auch wieder eingeführt wird? Warum wurden diese Textstellen 2007 wieder in die 
Erläuterungen aufgenommen? 

Grundgesetz ade?! 

Was hat Vorrang, EU-Kolonie-Vertrag, Kriegslist 1949 Militär-Grundgesetz 1 / GG 2 oder 
R=StAG? 


Gleichschaltungs-Gesetze 

84 % der Gesetze kommen, laut Roman Herzog, aus Brüssel. Worauf Herzog zur Frage kam, 
ob Deutschland denn noch als parlamentarische Demokratie (Art. 116 GG verstößt gegen 139 
GG) bezeichnet werden kann. 
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Todesstrafe Gleichschaltung EU = StAG 1934 


WILLKOMMEN m der NWO / EU 

Praxis = Wirklichkeit, Realität, Erfahrung 
Theorie - Plan, Idee 


Die Lehre von der Idee - Ideologie 

Ideologie = Idee Neue Welt Ordnung NWO 


Soldaten vernichten sich durch Ideologien gegenseitig auf Schlachtfeldern. 

Die Gesellschaft teilt sich in verschiedene politische Ideologie^Systeme auf 

Ideologien haben keine Zukunft 

Ideologien kommen und gehen. Sie vernichten die Zukunft der Menschen nach Plan. 
Am OS. 12,2010 wurde der BRD-Personalbestand durch die doppelte Staat! osigkeit in die 
unmittelbare Unionsbürprschaft übergeleitet, Die unmittelbare Umonsbttrgerschaft ist die 
Neue Welt Ordnung Jem fängt der Kampf ums Überleben an und immer mehr Menschen 
leben von der Hand in den Mund, Der Grund für diesen Zustand ist die Idee von der NWO 

Der Zivilist auf dem Schlachtfeld der Neuen Welt Ordnung. 

Ideologien wurden eingeführt, damit Menschen sich gegenseitig bekämpfen. 

Auf dem Schlachtfeld der Neuen Welt Ordnung bekämpft der Zivilist sich selbst, 


Die Täuscher-Firma 

Neue Welt Ordnung 
Die NWO täuscht mit Ideologien. 

Französische Revolution, Kapitalismus, Kommunismus, 
Nationalsozialismus, Sozialismus, Liberalismus, Faschismus, 

Föderalismus, Genderismus, Weltanschauung., politische Ideologie, Empirismus, 
Rationalismus, Totalitäre Ideologien, Leninismus, Antisemitismus, Frankfurter Schule, 
Ideologie der Gesellschaft -Wissenschaft - Politik - Religion, Verschwörungsidcologien 

usw, 


Tothschilds Weit-Ideologie 


NWO Neue Welt Ordnung 


'**W*#* m wOT’Jittif i FHT» 



■i-nfV-u-l- 


wKiiHiunNW 
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Staatenlos on TouR.de 
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